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A. Zielsetzung 

Das Gesetz über die Berufe in der Krankenpflege soll das 
Krankenpflegegesetz vom 20. September 1965 ablösen. Es ent- 
hält Zulassungsregelungen für die Berufe der „Kranken- 
schwester“ und des „Krankenpflegers“, der „Kinderkranken- 
schwester“ und des „Kinderkrankenpflegers“, der „Kranken- 
pflegehelferin“ und des „Krankenpflegehelfers“. 

Durch das Gesetz sollen außerdem die Richtlinie des Rates 
77/452/EWG über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise der 
Krankenschwester und des Krankenpflegers, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, über Maßnahmen zur Er- 
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Niederlassungs- 
rechts und des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr und 
die Richtlinie 77/453/EWG zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Tätigkeiten der Kranken- 
schwester und des Krankenpflegers, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind, vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 1 und 8) in innerstaatliches Recht umgesetzt wer- 
den, soweit die letztgenannte Richtlinie nicht bereits schon 
durch die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Berufe 
in der Krankenpflege in deutsches Recht umgesetzt wird. 

B. Lösung 

Nach dem Entwurf sollen Voraussetzung für die Erteilung der 
Erlaubnis zur Führung der genannten Berufsbezeichnungen 
sein: 
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1. Teilnahme an der durch dieses Gesetz vorgeschriebenen 
Ausbildung, 

2. Bestehen der staatlichen Prüfung, 

3. Zuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs und 

4. geistige und körperliche Eignung zur Ausübung des Be- 
rufs. 

Der Entwurf enthält eine Ermächtigung für den Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit, die Mindestanforde- 
rungen an die Ausbildung und das Nähere über die staatli- 
chen Prüfungen zu regeln. Er sieht die Gleichstellung der 
nach der Richtlinie 77/452/EWG der gegenseitigen Anerken- 
nung unterliegenden Diplome, Prüfungszeugnisse und sonsti- 
gen Befähigungsnachweise mit den Ausbildungsnachweisen 
vor, die das Gesetz vorschreibt und regelt die Berechtigung 
zum Erbringen von Dienstleistungen durch Begünstigte der 
Richtlinie. 


C. Alternativen 

Bei der Ausbildung soll insbesondere das Erlernen medizini- 
scher, pflegerischer und technischer Kenntnisse und Fähig- 
keiten, die praktische Unterweisung sowie die Vermittlung 
klinischer Erfahrung im Vordergrund stehen. Diesen Anforde- 
rungen kann nur in einer weitestgehend im Krankenhaus 
durchgeführten Ausbildung entsprochen werden. Alternativen 
bestehen hinsichtlich der Ausbildungsform insoweit nicht. 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit zusätzlichen Ko- 
sten belastet. Durch die Verbesserung der bisherigen Ausbil- 
dungen für Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinder- 
krankenschwestern und Kinderkrankenpfleger werden Län- 
dern und Gemeinden Mehrkosten entstehen, soweit sie Trä- 
ger von Ausbildungsstätten sind. Diese Mehrkosten sind je- 
doch unerheblich, weil die bestehenden Ausbildungseinrich- 
tungen bereits weitgehend die Mindestanforderungen des Ge- 
setzes erfüllen. 

Den Trägern von Ausbildungsstätten in der Krankenpflege- 
hilfe werden Mehrkosten durch die Anhebung der Stunden- 
zahlen für den theoretischen und praktischen Unterricht er- 
wachsen; sie werden auf 1,2 Mio. DM jährlich geschätzt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Februar 1984 

14 (32) — 230 03 — Kr 14/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege (Krankenpflegegesetz — 
KrPflG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

Der Bundesrat hat in seiner 529. Sitzung am 25. November 1983 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Der Bundesratsentwurf eines Krankenpflegegesetzes ist als Anlage 3 beigefügt 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


in der Krankenpflege 


Entwurf eines Gesetzes über die Berufe 
(Krankenpfiegegesetz — KrPfIG — ) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. ABSCHNITT 

Erlaubnis 

§1 

(1) Wer eine der Berufsbezeichnungen 

1. „Krankenschwester“ oder „Krankenpfleger“, 

2. „Kinderkrankenschwester“ oder „Kinderkran- 
kenpfleger“ oder 

3. „Krankenpflegehelferin“ oder „Krankenpflege- 
helfer“ 

führen will, bedarf der Erlaubnis. 

(2) Krankenschwestern und Krankenpfleger, die 
für die allgemeine Pflege verantwortlich und 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sind, dürfen 
diese Berufsbezeichnungen im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Erlaubnis führen, sofern sie ihre 
Berufstätigkeit als vorübergehende Dienstleistung 
im Sinne des Artikels 60 des EWG-Vertrages im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. Sie un- 
terliegen jedoch der Anzeigepflicht nach diesem 
Gesetz. 

§2 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. die durch dieses Gesetz vorgeschriebene Ausbil- 
dungszeit abgeleistet und die staatliche Prüfung 
bestanden hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens Schuldig gemacht 
hat, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufs ergibt, und 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, we- 
gen Schwäche seiner geistigen oder körperli- 
chen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

(2) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 kann un- 
ter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
auch dann erteilt werden, wenn der Antragsteller 
eine mindestens dreijährige Dienstzeit im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes 
oder der Polizei eines Landes abgeleistet und 

1. die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, 


2. die Fachprüfung für die Verwendung als Sani- 
tätsbeamter im Bundesgrenzschutz oder 

3. eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwen- 
dung im Sanitätsdienst der Polizei eines Lan- 
des 

bestanden hat. 

(3) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 gilt 
als erfüllt, wenn ein Antragsteller, der Staatsange- 
höriger eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist, in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft eine Ausbildung als Krankenschwester oder 
Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, abgeschlossen hat und dies durch 
Vorlage eines nach dem 28. Juni 1979 ausgestellten, 
in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten Di- 
ploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähi- 
gungsnachweises des betreffenden Mitgliedstaats 
nachweist. Ist die Ausbildung in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
abgeschlossen worden, der der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach dem in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt beigetreten ist, so gilt, sofern sich aus den 
Vereinbarungen über den Beitritt nichts anderes 
ergibt, das Datum des Beitritts. Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, die Anlage zu die- 
sem Gesetz späteren Änderungen des Artikels 3 der 
Richtlinie 77/452/EWG vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 1) anzupassen. 

(4) Die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 ist unbeschadet 
des Absatzes 3 Satz 1 und 2 unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 auch Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates 
der Euroäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder hei- 
matlosen Ausländern im Sinne des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet zu erteilen, die außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes eine abgeschlossene Ausbil- 
dung erworben haben, wenn die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes gegeben ist. Anderen Per- 
sonen kann die Erlaubnis erteilt werden, wenn 
diese Voraussetzungen vorliegen. 


§3 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung die staatliche Prüfung nicht bestan- 
den oder die Ausbildung nach § 2 Abs. 3 oder 4 oder 
die nach § 31 nachzuweisende Ausbildung nicht ab- 
geschlossen war. 
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(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
weggefallen ist. 

(3) . Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach §2 
Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist. 


II. ABSCHNITT 

Ausbildung 


§4 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger und Kinderkrankenschwestern 
und Kinderkrankenpfleger soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten zur verantwortlichen 
Mitwirkung in den Einrichtungen des Gesundheits- 
wesens bei der Verhütung, Erkennung und Heilung 
von Krankheiten vermitteln (Ausbildungsziel). Die 
Ausbildung soll insbesondere gerichtet sein auf 

1. die sach- und fachkundige, umfassend geplante 
Pflege des Patienten, 

2. die gewissenhafte Vorbereitung, Assistenz und 
Nachbereitung bei Maßnahmen der Diagnostik 
und Therapie, 

3. die Beobachtung des körperlichen und seeli- 
schen Zustandes des Patienten und der Umstän- 
de, die seine Gesundheit beeinflussen, sowie die 
Weitergabe dieser Beobachtungen an die an der 
Diagnostik, Therapie und Pflege Beteiligten, 

4. die Anregung und Anleitung zu gesundheitsför- 
derndem Verhalten, 

5. die Einleitung lebensnotwendiger Sofortmaß- 
nahmen bis zum Eintreffen des Arztes, 

6. die Erledigung von Verwaltungsaufgaben, so- 
weit sie in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den Pflegemaßnahmen stehen. 

(2) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer soll die Kenntnisse, Fä- 
higkeiten und Fertigkeiten für die Versorgung der 
Kranken, sowie die damit verbundenen hauswirt- 
schaftlichen und sonstigen Assistenzaufgaben in 
Stations- und sonstigen Bereichen des Gesundheits- 
wesens vermitteln (Ausbildungsziel). 


§5 

(1) Die Ausbildung für Krankenschwestern und 
Krankenpfleger, für Kinderkrankenschwestern und 
Kinderkrankenpfleger schließt mit der staatlichen 
Prüfung ab und dauert unabhängig vom Zeitpunkt 
der staatlichen Prüfung drei Jahre. Sie besteht aus 
theoretischem und praktischem Unterricht und ei- 
ner praktischen Ausbildung. Unterricht und prakti- 
sche Ausbildung werden in staatlich anerkannten 


Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschulen 
an Krankenhäusern vermittelt 

(2) Krankenpflege- und Kinderkrankenpflege- 
schulen sind als geeignet für Ausbildungen nach 
Absatz 1 staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. von einer Unterrichtsschwester oder einem Un- 
terrichtspfleger oder gemeinsam von einem Arzt 
und einer Unterrichtsschwester oder einem 
Unterrichtspfleger geleitet werden, 

2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl weiterer Unter- 
richtsschwestern oder Unterrichtspfleger sowie 
an der Ausbildung mitwirkende Ärzte und son- 
stige Fachkräfte verfügen, 

3. die erforderlichen Räume und Einrichtungen für 
den Unterricht besitzen, 

4. a) für die Krankenpflegeausbildung mit einem 

Krankenhaus verbunden sind, das minde- 
stens über eine Abteilung für Innere Medi- 
zin, Chirurgie sowie Gynäkologie, Psychiatrie 
oder ein anderes Fachgebiet verfügt und das 
die Durchführung der praktischen Ausbil- 
dung nach der Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung für die Berufe in der Krankenpflege 
durch Krankenschwestern oder Kranken- 
pfleger im Krankenhaus gewährleistet, 

b) für die Kinderkrankenpflegeausbildung mit 
einem Kinderkrankenhaus oder einer von ei- 
nem hauptberuflich angestellten Kinderarzt 
geleiteten Kinderabteilung eines Allgemein- 
krankenhauses verbunden sind, das die 
Durchführung der praktischen Ausbildung 
nach der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für die Berufe in der Krankenpflege durch 
Kinderkrankenschwestern oder Kinderkran- 
kenpfleger im Krankenhaus gewährleistet. 

Teile der praktischen Ausbildung können, sofern 
das Ausbildungsziel es zuläßt oder darüber hinaus 
erfordert, auch in einer Einrichtung durchgeführt 
werden, die von der zuständigen Behörde zur Aus- 
bildung ermächtigt ist. 

§6 

Voraussetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach § 5 Abs. 1 ist die Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres und die gesundheitliche Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs sowie 

1. eine abgeschlossene Realschulbildung, 

2. eine andere abgeschlossene zehnjährige Schul- 
bildung, 

3. eine der abgeschlossenen Realschulbildung 
gleichwertige Schulbildung, 

4. ein Hauptschulabschluß oder ein gleichwertiger 
Abschluß und der Besuch einer mindestens 
zweijährigen Pflegevorschule oder 

5. eine nach Hauptschulabschluß oder einem 
gleichwertigen Abschluß abgeschlossene Berufs- 
ausbildung von mindestens zwei Jahren. 
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§7 

Auf Antrag werden verkürzt: 

1. für Krankenschwestern, Krankenpfleger und 
für Kinderkrankenschwestern, Kinderkranken- 
pfleger jeweils eine andere der in § 5 Abs. 1 ge- 
nannten Ausbildungen um achtzehn Monate, 

2. für Hebammen und Entbindungspfleger eine 
Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um zwölf Monate, 

3. für Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfer eine Ausbildung nach § 5 Abs. 1 um 
sechs Monate; nach mindestens achtzehn Mona- 
ten Tätigkeit als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer wird die Ausbildung um 
weitere sechs Monate verkürzt. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 wird auf die Erfül- 
lung der in § 6 für den Zugang zur Ausbildung ge- 
nannten Voraussetzung verzichtet; hiervon unbe- 
rührt bleibt der Nachweis der gesundheitlichen Eig- 
nung zur Ausübung des Berufs. 

§8 

(1) Für Umschülerinnen und Umschüler mit einer 
abgeschlossenen Ausbildung als Arzthelfer, Zahn- 
arzthelfer, Masseur, Masseur und medizinischer 
Bademeister, medizinisch-technischer Laborato- 
riumsassistent oder medizinisch-technischer Radio- 
logieassistent wird auf Antrag eine Ausbildung 
nach § 5 Abs. 1 um sechs Monate verkürzt; nach 
mindestens dreijähriger Tätigkeit im erlernten Be- 
ruf kann die Ausbildung um weitere sechs Monate 
verkürzt werden. Auf die Erfüllung der in §6 für 
den Zugang zur Ausbildung genannten Vorausset- 
zung wird verzichtet; hiervon unberührt bleibt der 
Nachweis der gesundheitlichen Eignung zur Aus- 
übung des Berufs. 

(2) Absatz 1 gilt nur für Umschulungen, die bis 
zum 31. Dezember 1985 begonnen werden. 

§9 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine an- 
dere Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertig- 
keit auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Abs. 1 
anrechnen, wenn die Durchführung der Ausbildung 
und die Erreichung des Ausbildungszieles dadurch 
nicht gefährdet werden. Eine Ausbildung im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschut- 
zes oder der Polizei eines Landes kann jedoch nur 
bis zu einem Jahr auf die Ausbildung in der Kran- 
kenpflege nach § 5 Abs. 1 bei Personen angerechnet 
werden, die die Sanitätsprüfung und den fachlichen 
Teil der Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im 
Sanitätsdienst der Bundeswehr, die Fachprüfung 
für die Verwendung als Sanitätsbeamter im Bun- 
desgrenzschutz oder eine vergleichbare Fachprü- 
fung für die Verwendung im Sanitätsdienst der Po- 
lizei eines Landes bestanden haben. 

§10 

Auf die Dauer einer Ausbildung nach § 5 Abs. 1 
werden angerechnet 


1. Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis 
zu sechs Wochen jährlich und 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, vom Krankenpfle- 
ge- oder Kinderkrankenpflegeschüler nicht zu 
vertretenden Gründen bis zur Gesamtdauer von 
zwölf Wochen, bei verkürzten Ausbildungen 
nach §§ 7 bis 9 bis zu höchstens vier Wochen je 
Ausbildungsj ahr . 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte oder ähnlich schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 


§11 

(1) Die Ausbildung für Krankenpflegehelferinnen 
und Krankenpflegehelfer schließt mit der staatli- 
chen Prüfung ab und dauert unabhängig vom Zeit- 
punkt der staatlichen Prüfung ein Jahr. Sie wird in 
staatlich anerkannten Schulen für die Krankenpfle- 
gehilfe an Krankenhäusern durchgeführt. 

(2) Schulen für die Krankenpflegehilfe sind als 
geeignet staatlich anzuerkennen, wenn sie 

1. von einer Unterrichtsschwester oder einem Un- 
terrichtspfleger oder gemeinsam von einem Arzt 
und einer Unterrichtsschwester oder einem 
Unterrichtspfleger geleitet werden, 

2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl geeigneter 
Unterrichtskräfte verfügen, 

3. die erforderlichen Räume und Einrichtungen für 
den Unterricht besitzen und 

4. mit einem geeigneten Krankenhaus verbunden 
sind. 

(3) Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung 
ist eine abgeschlossene Hauptschulbildung oder 
eine gleichwertige Schulbildung oder eine abge- 
schlossene Berufsausbildung, die Vollendung des 
siebzehnten Lebensjahres sowie die gesundheitli- 
che Eignung zur Ausübung des Berufs. Die zustän- 
dige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von dem 
Mindesterfordernis nach Satz 1 zulassen; hiervon 
unberührt bleibt der Nachweis der gesundheitli- 
chen Eignung zur Ausübung des Berufs. 

(4) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine 
andere Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertig- 
keit auf eine Ausbildung nach Absatz 1 anrechnen, 
wenn die Durchführung der Ausbildung und die Er- 
reichung des Ausbildungszieles dadurch nicht ge- 
fährdet werden. Eine Ausbildung im Sanitätsdienst 
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder 
der Polizei eines Landes kann bis zur vollen Ausbil- 
dungsdauer von einem Jahr auf eine Ausbildung 
nach Absatz 1 bei Personen angerechnet werden, 
die die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr, die Fachprüfung für die 
Verwendung als Sanitätsbeamter im Bundesgrenz- 
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schütz oder eine vergleichbare Fachprüfung für die 
Verwendung im Sanitätsdienst der Polizei eines 
Landes bestanden haben. 

(5) Auf die Dauer der Ausbildung werden ange- 
rechnet 

1. Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis 
zu sechs Wochen und 

2. Unterbrechungen durch Schwangerschaft, 
Krankheit oder aus anderen, vom Schüler für 
Krankenpflegehilfe nicht zu vertretenden Grün- 
den bis zur Gesamtdauer von vier Wochen. 

Auf Antrag kann die zuständige Behörde auch dar- 
über hinausgehende Fehlzeiten berücksichtigen, so- 
weit eine besondere Härte oder ähnlich schwerwie- 
gende Gründe vorliegen und das Ausbildungsziel 
durch die Anrechnung nicht gefährdet wird. 


§12 

(1) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in einer Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung für die Berufe in der Krankenpflege die Min- 
destanforderungen an die dreijährigen Ausbildun- 
gen nach § 5 Abs. 1 sowie das Nähere über die staat- 
lichen Prüfungen und die Urkunden für die Erlaub- 
nisse nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu regeln. In der 
Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß der Kran- 
kenpflege- und Kinderkrankenpflegeschüler an 
theoretischem und praktischem Unterricht und an 
einer praktischen Ausbildung teilzunehmen hat. 
Die Ausbildung für Krankenschwestern und Kran- 
kenpfleger hat sich auch auf die Krankenpflege in 
der Psychiatrie zu erstrecken. Bei der Festlegung 
der Mindestanforderungen an die dreijährige Aus- 
bildung in der Krankenpflege ist das Europäische 
Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 über die 
theoretische und praktische Ausbildung von Kran- 
kenschwestern und Krankenpflegern (BGBL II 1972 
S. 629) zu berücksichtigen. Insbesondere ist eine 
Mindeststundenzahl von viertausendsechshundert 
Stunden vorzusehen, von denen mindestens die 
Hälfte auf die praktische Ausbildung und nicht we- 
niger als ein Drittel auf den theoretischen und 
praktischen Unterricht entfallen. Dasselbe ist für 
die Ausbildung in der Kinderkrankenpflege vorzu- 
schreiben. 

(2) Soweit die Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Krankenschwestern und Krankenpfleger betrifft, 
die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, 
ist für Antragsteller, die Staatsangehörige eines an- 
deren Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sind, zu regeln: 

1. das Verfahren bei der Prüfung der Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3, insbesondere 
die Vorlage der vom Antragsteller vorzulegen- 
den Nachweise und die Ermittlung durch die zu- 
ständigen Behörden entsprechend Artikel 6 bis 9 
der Richtlinie 77/452/EWG, 


2. die Frist für die Erteilung der Erlaubnis entspre- 
chend Artikel 10 der Richtlinie 77/452/EWG. 

(3) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ferner ermächtigt, in der Rechts- 
verordnung nach Absatz 1 die Mindestanforderun- 
gen an die einjährige Ausbildung für Krankenpfle- 
gehelferinnen und Krankenpflegehelfer sowie das 
Nähere über die staatliche Prüfung und die Ur- 
kunde für die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 zu 
regeln. In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, 
daß der Schüler für Krankenpflegehilfe während 
der Ausbildung an theoretischem und praktischem 
Unterricht und an einer praktischen Ausbildung 
teilzunehmen hat. Für die Ausbildung ist eine Min- 
deststundenzahl von eintausendsechshundert Stun- 
den vorzuschreiben. 


III. ABSCHNITT 
Ausbildungsverhältnis 


Der Träger der Ausbildung, der einen anderen 
zur Ausbildung nach diesem Gesetz einstellt, hat 
mit diesem einen Ausbildungsvertrag nach Maß- 
gabe der Vorschriften dieses Abschnitts zu schlie- 
ßen. 

§14 

(1) Der Träger der Ausbildung hat unverzüglich 
nach Abschluß des Ausbildungsvertrages, späte- 
stens vor Beginn der Ausbildung, den wesentlichen 
Inhalt des Vertrages schriftlich niederzulegen. Die 
Niederschrift muß mindestens enthalten: 

1. Die Bezeichnung des Berufs, zu dem nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ausgebildet wird, 

2. den Beginn und die Dauer der Ausbildung, 

3. Angaben über Ausbildungsmaßnahmen in Ein- 
richtungen nach § 5 Abs. 2 letzter Satz, 

4. die Dauer der regelmäßigen täglichen oder wö- 
chentlichen Ausbildungszeit, 

5. die Dauer der Probezeit, 

6. Angaben über Zahlung und Höhe der Ausbil- 
dungsvergütung, 

7. die Dauer des Urlaubs oder der Ferien, 

8. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbil- 
dungsvertrag gekündigt werden kann. 

(2) Die Niederschrift ist von dem Träger der Aus- 
bildung sowie dem Kranken- oder Kinderkranken- 
pflegeschüler oder Schüler für Krankenpflegehilfe 
(Schüler) und dessen gesetzlichem Vertreter zu un- 
terzeichnen. Eine Ausfertigung der Unterzeichneten 
Niederschrift ist dem Schüler und dessen gesetzli- 
chem Vertreter auszuhändigen. 

(3) Bei Änderungen des Ausbildungsvertrages 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
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§ 15 

(1) Eine Vereinbarung, die den Schüler für die 
Zeit nach Beendigung des Ausbildungsverhältnis- 
ses in der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit 
beschränkt, ist nichtig. Dies gilt nicht, wenn der 
Schüler innerhalb der letzten drei Monate des Aus- 
bildungsverhältnisses für die Zeit nach dessen Be- 
endigung mit dem Träger der Ausbildung ein Ar- 
beitsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingeht. 

(2) Nichtig ist auch eine Vereinbarung über 

1. die Verpflichtung des Schülers, für die Ausbil- 
dung eine Entschädigung zu zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 

3. den Ausschluß oder die Beschränkung von Scha- 
densersatzansprüchen, 

4. die Festsetzung der Höhe eines Schadensersat- 
zes in Pauschbeträgen. 

§16 

(1) Der Träger der Ausbildung hat 

1. die Ausbildung in einer durch ihren Zweck gebo- 
tenen Form planmäßig, zeitlich und sachlich ge- 
gliedert so durchzuführen, daß das Ausbildungs- 
ziel (§4) in der vorgesehenen Ausbildungszeit 
erreicht werden kann, 

2. dem Schüler kostenlos die Ausbildungsmittel, 
insbesondere Lehrbücher, Instrumente und Ap- 
parate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbil- 
dung und zum Ablegen der staatlichen Prüfung 
erforderlich sind. 

(2) Dem Schüler dürfen nur Verrichtungen über- 
tragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen; 
sie sollen seinen körperlichen Kräften angemessen 
sein. 

§17 

Der Schüler hat sich zu bemühen, die in § 4 ge- 
nannten Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbil- 
dungsziel zu erreichen. Er ist insbesondere ver- 
pflichtet, 

1. an dem vorgeschriebenen theoretischen und 
praktischen Unterricht sowie an der praktischen 
Ausbildung teilzunehmen, 

2. sich gegenüber dem Patienten seinem Ausbil- 
dungs- und Berufsziel entsprechend zu verhal- 
ten, 

3. die ihm im Rahmen seiner praktischen Ausbil- 
dung aufgetragenen Verrichtungen sorgfältig 
auszuführen und Instrumente, Apparate und 
sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln. 

§18 

(1) Der Träger der Ausbildung hat dem Schüler 
eine Ausbildungsvergütung zu gewähren. 


(2) Sachbezüge können in der Höhe der durch 
Rechtsverordnung nach § 17 Satz 1 Nr. 3 Viertes 
Buch Sozialgesetzbuch bestimmten Werte ange- 
rechnet werden, jedoch nicht über fünfundsiebzig 
vom Hundert der Bruttovergütung hinaus. Kann 
der Schüler während der Zeit, für welche die Aus- 
bildungsvergütung fortzuzahlen ist, aus berechtig- 
tem Grund Sachbezüge nicht abnehmen, so sind 
diese nach den Sachbezugswerten abzugelten. 

§19 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Pro- 
bezeit. Die Probezeit beträgt 

1. bei Krankenschwestern, Krankenpflegern, Kin- 
derkrankenschwestern und Kinderkrankenpfle- 
gern vier Monate, 

2. bei Krankenpflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfern zwei Monate. 

§20 

(1) Das Ausbildungsverhältnis endet mit dem Ab- 
lauf der Ausbildungszeit. 

(2) Besteht der Schüler die staatliche Prüfung 
nicht, so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis 
auf seinen schriftlichen Antrag bis zur nächstmögli- 
chen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um 
ein Jahr. 

§21 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungs- 
verhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsver- 
hältnis nur gekündigt werden 

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung ei- 
ner Kündigungsfrist, 

2. vom Schüler mit einer Kündigungsfrist von vier 
Wochen, wenn er die Ausbildung aufgeben oder 
sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden 
lassen will. 

(3) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fäl- 
len des Absatzes 2 Nr. 1 unter Angabe der Kündi- 
gungsgründe erfolgen. 

(4) Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund 
ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden 
Tatsachen dem zur Kündigung Berechtigten länger 
als drei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgesehenes 
Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle 
eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der 
Lauf dieser Frist gehemmt 

§22 

Wird der Schüler im Anschluß an das Ausbil- 
dungsverhältnis beschäftigt, ohne daß hierüber aus- 
drücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begrün- 
det. 
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§23 

Eine Vereinbarung, die zuungunsten des Schülers 
von den Vorschriften des III. Abschnitts dieses Ge- 
setzes abweicht, ist nichtig. 

§24 

Die §§ 13 bis 23 finden keine Anwendung auf 
Schüler, die Mitglieder geistlicher Gemeinschaften 
oder Diakonissen oder Diakonieschwestern sind. 


IV. ABSCHNITT 

Erbringen von Dienstleistungen 

§25 

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die zur 
Ausübung des Berufs der Krankenschwester oder 
des Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege 
verantwortlich sind, in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf 
Grund einer nach deutschen Rechtsvorschriften ab- 
geschlossenen Ausbildung oder auf Grund eines in 
der Anlage zu §2 Abs. 3 oder in §31 genannten 
Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befä- 
higungsnachweises berechtigt sind, dürfen als 
Dienstleistungserbringer im Sinne des Artikels 60 
des EWG-Vertrages vorübergehend den Beruf im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausüben. 

(2) Wer im Sinne des Absatzes 1 Dienstleistungen 
erbringen will, hat dies der zuständigen Behörde 
vorher anzuzeigen. Sofern eine vorherige Anzeige 
wegen der Dringlichkeit des Tätigwerdens nicht 
möglich ist, hat die Anzeige unverzüglich nach Er- 
bringen der Dienstleistung zu erfolgen. Bei der An- 
zeige sind Bescheinigungen des Herkunftsstaates 
darüber vorzulegen, daß der Dienstleistungserbrin- 
ger 

1. den Beruf der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, im Herkunftsstaat ausüben 
darf und 

2. ein Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonsti- 
gen Befähigungsnachweis im Sinne des Absat- 
zes 1 besitzt. 

Die Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht 
älter als zwölf Monate sein. 

(3) Der Dienstleistungserbringer hat beim Erbrin- 
gen der Dienstleistung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes die Rechte und Pflichten einer Kranken- 
schwester oder eines Krankenpflegers. Verstößt ein 
Dienstleistungserbringer gegen diese Pflichten, so 
hat die zuständige Behörde unverzüglich die zu- 
ständige Behörde des Herkunftsstaates dieses 
Dienstleistungserbringers hierüber zu unterrich- 
ten. 


(4) Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaa- 
tes der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes den Beruf ei- 
ner Krankenschwester oder eines Krankenpflegers 
auf Grund einer Erlaubnis ausübt, sind auf Antrag 
für Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft Bescheinigungen darüber aus- 
zustellen, daß er 

1. den Beruf der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes ausüben darf und 

2. den erforderlichen Ausbildungsnachweis be- 
sitzt. 


V. ABSCHNITT 
Zuständigkeiten 


§26 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidung darüber, ob die Vorausset- 
zungen für eine verkürzte Ausbildung nach den §§ 7 
und 8 vorliegen, sowie die Entscheidung über die 
Anrechnung einer Ausbildung nach § 9 oder § 1 1 
Abs. 4 trifft die zuständige Behörde des Landes, in 
dem der Antragsteller an einer Ausbildung teilneh- 
men will. 

(3) Die Länder bestimmen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


VI. ABSCHNITT 
Bußgeldvorschriften 


§27 

Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
nach § 1 Abs. 1 eine der folgenden Berufsbezeich- 
nungen führt: 

1. „Krankenschwester“ oder „Krankenpfleger“, 

2. „Kinderkrankenschwester“ oder „Kinderkran- 
kenpfleger“, 

3. „Krankenpflegehelferin“ oder „Krankenpflege- 
helfer“. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 
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VII. ABSCHNITT 

Anwendung des Berufsbildungsgesetzes 

§28 

Für die Ausbildung zu den in diesem Gesetz gere- 
gelten Berufen findet das Berufsbildungsgesetz 
keine Anwendung. 


VIII. ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 

§29 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis als „Krankenschwester“ oder „Kranken- 
pfleger“ oder als „Kinderkrankenschwester“ oder 
eine einer solchen Erlaubnis durch das Kranken- 
pflegegesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. September 1965 (BGBl. I S. 1443), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezem- 
ber 1981 (BGBl. I S. 1568), gleichgestellte staatliche 
Anerkennung als „Krankenschwester“ oder „Kran- 
kenpfleger“ oder „Säuglings- und Kinderschwester“ 
gelten als Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte 
Erlaubnis als „Krankenpflegehelferin“ oder „Kran- 
kenpflegehelfer“ gilt als Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Nr. 3. 

(3) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als „Krankenschwester“ oder 
„Krankenpfleger“, als „Kinderkrankenschwester“ 
und als „Krankenpflegehelferin“ oder „Kranken- 
pflegehelfer“ wird nach den bisher geltenden Vor- 
schriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbil- 
dung erhält der Antragsteller, wenn die Vorausset- 
zungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen, eine 
Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3. 

(4) Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbe- 
amten des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei 
eines Landes, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffizierprüfung für Unteroffiziere im Sani- 
tätsdienst der Bundeswehr, 

2. die Fachprüfung für die Verwendung als Sani- 
tätsbeamter im Bundesgrenzschutz oder 

3. eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwen- 
dung im Sanitätsdienst der Polizei eines Lan- 
des 

bestanden und bis zum Inkrafttreten dieses Geset- 
zes eine mindestens vierjährige Dienstzeit im Sani- 
tätsdienst abgeleistet haben, ist die Erlaubnis nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 zu erteilen, wenn die Voraussetzun- 
gen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. Endet die 
mindestens vierjährige Dienstzeit im Sanitäts- 
dienst nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, so kann 
Soldaten der Bundeswehr, Polizeivollzugsbeamten 
des Bundesgrenzschutzes oder der Polizei eines 
Landes die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 erteilt 


werden, wenn im übrigen die Voraussetzungen des 
Satzes 1 gegeben sind. 

§30 

Krankenpflege- und Kinderkrankenpflegeschu- 
len sowie Schulen für Krankenpflegehilfe, die vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund des Kran- 
kenpflegegesetzes die staatliche Anerkennung er- 
halten haben, gelten weiterhin als staatlich aner- 
kannt nach §5 Abs. 2 oder §11 Abs. 2, sofern die 
Anerkennung nicht zurückgenommen wird. Die An- 
erkennung ist zurückzunehmen, falls nicht inner- 
halb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes nachgewiesen wird, daß die Voraussetzun- 
gen des § 5 Abs. 2 oder § 11 Abs. 2 erfüllt sind. 

§31 

Antragstellern, die Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sind und die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 erfüllen und die eine Erlaubnis nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 auf Grund der Vorlage eines Diploms, 
Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungs- 
nachweises der Krankenschwester oder des Kran- 
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege verant- 
wortlich sind, beantragen, die von einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft vor dem 29. Juni 1979 ausgestellt worden 
sind, ist die Erlaubnis ebenfalls zu erteilen. In den 
Fällen, in denen die Ausbildung des Antragstellers 
den Mindestanforderungen des Artikels 1 der 
Richtlinie 77/453/EWG vom 27. Juni 1977 (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 8) nicht genügt, kann die zuständige Be- 
hörde die Vorlage einer Bescheinigung des Heimat- 
oder Herkunftsstaates des Antragstellers verlan- 
gen, aus der sich ergibt, daß der Antragsteller wäh- 
rend der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der Be- 
scheinigung mindestens drei Jahre lang tatsächlich 
und rechtmäßig die Tätigkeiten einer Kranken- 
schwester oder eines Krankenpflegers, die für die 
allgemeine Pflege verantwortlich sind, ausgeübt 
hat. Diese Tätigkeiten müssen sich auf die volle 
Verantwortung für die Planung, Organisation und 
Ausführung der Krankenpflege des Patienten er- 
streckt haben. 


IX. ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§32 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§33 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1984 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt, soweit sich aus § 29 Abs. 3 nichts 
anderes ergibt, das Krankenpflegegesetz außer 
Kraft. 
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Anlage (zu § 2 Abs. 3) 


Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise der übrigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


a) Belgien 

— „brevet d’hospitalier(ere)/verpleegassistent(e)“ 
(Diplom eines Krankenhaushilfspflegers/einer 
Krankenhaushilfsschwester), ausgestellt vom 
Staat, von staatlichen oder staatlich anerkann- 
ten Schulen, 

— „brevet d’infirmier(ere) hospitalier(ere)/zieken- 
huisverpleger (-verpleegster)“ (Diplom eines 
Krankenhauspflegers/einer Krankenhausschwe- 
ster), ausgestellt vom Staat, von staatlichen oder 
staatlich anerkannten Schulen, 

— „diplöme d’infirmier(ere) gradue(e) hospita- 
lier(ere)/gegradueerd ziekenhuisverpleger (-ver- 
pleegster)“ (Diplom eines akademisch geprüften 
Krankenhauspflegers/einer akademisch geprüf- 
ten Krankenhausschwester), ausgestellt vom 
Staat, von staatlichen oder staatlich anerkann- 
ten höheren Fachschulen; 

b) Dänemark 

»sygeplejerske“-Diplom, ausgestellt von den vom 
„Sundhedsstyrelsen“ (Staatliches Gesundheitsamt) 
anerkannten Krankenpflegeschulen; 

c) Frankreich 

„diplöme d’fitat d’infirmier(ere)“ (staatliches Di- 
plom eines Krankenpflegers/einer Krankenschwe- 
ster), ausgestellt vom Ministerium für Gesundheits- 
wesen; 

d) Griechenland 

1. das Diplom einer dvcotfepa^ oA-ffe voaoKÖpcov 
(höhere Fachschule für Krankenschwestern/ 
Krankenpfleger), bestätigt vom Ministerium für 
soziale Dienste, 

oder das Diplom der töv fiapaiatpiKtöv axoAtöv 
t<jöv KÖvtpoov &vcDx6pa<; TExvncf)S 6KrauÖ£Öa£CD<; 
(paramedizinische Schulen der Stellen für hö- 
here technische Berufsausbildung), ausgestellt 
vom Ministerium für Unterricht und Kult, und 

2. das ftlÖTOTTOlT| TUCÖ V TtpaKTlKfte &cncf|a£(ö£ xtöv 
6ftaYY£Ä,p&TCöv xf]q voaoKÖpou 
(Bescheinigung über die praktische Ausbildung 
einer Krankenschwester/eines Krankenpfle- 


gers), ausgestellt vom Ministerium für soziale 
Dienste; 


e) Irland 

Zeugnis einer (eines) „Registered General Nurse“, 
ausgestellt von „an Bord Altranais“ (Nursing 
Board); 


f) Italien 

„diploma di abilitazione professionale per infer- 
miere professionale“, ausgestellt von den staatlich 
anerkannten Schulen; 

g) Luxemburg 

— staatliches Diplom eines „infirmier“ (Kranken- 
pfleger/Krankenschwester), 

— staatliches Diplom eines „infirmier hospitalier 
gradue“ (akademisch geprüfter Krankenhaus- 
pfleger/akademisch geprüfte Krankenhaus- 
schwester), 

ausgestellt vom Minister für Gesundheitswesen auf 
Grund des Beschlusses des Prüfungsausschusses; 

h) Niederlande 

— die Diplome „verpleger A“, „verpleegster A“, 
„verpleegkundige A“, 

— das Diplom „verpleegkundige MBOV“ (Middel- 
bare Beroepsopleiding Verpleegkundige), 

— das Diplom „verpleegkundige HBOV“ (Hogere 
Beroepsopleiding Verpleegkundige), 

ausgestellt von einer der von der öffentlichen Ver- 
waltung ernannten Prüfungskommission; 

i) Vereinigtes Königreich 

Bescheinigung über die Aufnahme in den allgemei- 
nen Teil des Registers, ausgestellt in England und 
Wales vom „General Nursing Council for England 
and Wales“, in Schottland vom „General Nursing 
Council for Scotland“ und in Nordirland vom „Nor- 
thern Ireland Council for Nurses and Midwives“. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über die Berufe in der Krankenpflege 
soll das Krankenpflegegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. September 1965 (BGBL I 
S. 1443), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1568) ablö- 
sen. 

Für den Bereich der Krankenpflege müssen umge- 
setzt werden die Richtlinie Nr. 77/452/EWG des Ra- 
tes vom 27. Juni 1977 über die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise der Krankenschwe- 
ster und des Krankenpflegers, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, und über Maß- 
nahmen zur Erleichterung der tatsächlichen Aus- 
übung des Niederlassungsrechts und des Rechts 
auf freien Dienstleistungsverkehr (ABI. EG 
Nr. L 176 S. 1) einschließlich der durch den Beitritt 
der Republik Griechenland erfolgten Anpassungen 
zum 1. Januar 1981 (Beitrittsakte, Anhang I — Liste 
zu Artikel 21 der Beitrittsakte, Abschnitt III Buch- 
stabe h — BGBl. II 1980 S. 235 — ) und die Richtlinie 
77/453/EWG des Rates vom 27. Juni 1977 zur Koor- 
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Tätigkeiten der Krankenschwester und des 
Krankenpflegers, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind (ABI. EG Nr. L 176 S. 8); außerdem 
sind die Vorschriften über die Ausbildungen an das 
Europäische Übereinkommen vom 25. Oktober 1967 
über die theoretische und praktische Ausbildung 
von Krankenschwestern und Krankenpflegern 
(BGBl. II 1972 S. 629) anzupassen. 

Bei der Ausbildung soll insbesondere das Erlernen 
medizinischer, pflegerischer und technischer 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die praktische Unter- 
weisung sowie die Vermittlung klinischer Erfah- 
rung im Vordergrund stehen. Diesen Anforderun- 
gen kann nur durch eine weitestgehend im Kran- 
kenhaus durchgeführte Ausbildung entsprochen 
werden. Die praktische Ausbildung ist zu ergänzen 
durch theoretischen und praktischen Unterricht an 
Einrichtungen (Krankenpflege-, Kinderkranken- 
pflegeschulen, Schulen für Krankenpflegehilfe), die 
mit dem Krankenhaus verbunden sind. 

Eine Neuregelung für die Krankenpflegeberufe 
wird seit langem erörtert. Bereits im April 1970 
hatte die Konferenz der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Minister und Senatoren der Länder 
auf die erforderliche Änderung der Ausbildungen in 
der Krankenpflege hingewiesen und das Bundesmi- 
nisterium für Jugend, Familie und Gesundheit ge- 
beten, eine „Kleine Kommission zur Überprüfung 
des Krankenpflegegesetzes“ einzuberufen. Die 
„Kleine Kommission“, die sich aus Vertretern der 
betroffenen Verbände, der Länder und der beteilig- 
ten Bundesressorts zusammensetzte, hat sich in der 


Folgezeit mit den für eine Neuordnung dringlichen 
Fragen der Dauer und des Rahmens der Ausbildun- 
gen in der Krankenpflege und Krankenpflegehilfe, 
mit den Fragen eines Mindestalters für den Zugang 
zu den Ausbildungen, der Beibehaltung des beson- 
deren Berufes der Kinde rkrankenschwester, der 
Schaffung eines Krankenpflegeberufes für die 
Psychiatrie und der Einführung einer beruflichen 
Grundbildung für verwandte Heilberufe beschäf- 
tigt. 

Auch der Deutsche Bundestag hat sich bei der Ver- 
abschiedung des Dritten Änderungsgesetzes zum 
Krankenpflegegesetz im Jahre 1972 für eine grund- 
sätzliche Neuordnung der Ausbildungen in der 
Krankenpflege ausgesprochen (siehe Schriftlichen 
Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit über den vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Krankenpflegegesetzes — Drucksache VI/3160). Er 
hat dabei folgende Entschließung gefaßt: „Die Bun- 
desregierung wird ersucht, auf der Grundlage des 
Europäischen Übereinkommens vom 25. Oktober 
1967 über die theoretische und praktische Ausbil- 
dung von Krankenschwestern und Krankenpfle- 
gern eine Neuordnung der Krankenpflegeausbil- 
dung vorzubereiten. Dabei sollen die Ergebnisse der 
öffentlichen Anhörung von Sachverständigen des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
vom 29. März 1971 und die im vorliegenden Bericht 
gegebenen Anregungen berücksichtigt werden.“ 

Die erwähnte Sachverständigenanhörung betraf die 
Frage der Herabsetzung des Mindestalters für den 
Zugang zu den Ausbildungen in der Krankenpflege 
und in der Krankenpflegehilfe von siebzehn auf 
sechzehn Jahre. Durch den Bundesrat war ein ent- 
sprechender Antrag zur Änderung des Kranken- 
pflegegesetzes eingebracht worden, mit dem Ziel, 
Schulabgängern unmittelbar im Anschluß an den 
Schulabschluß den Beginn der Ausbildung zu er- 
möglichen und somit Leerzeiten, die zur Abwande- 
rung von Bewerbern in andere Berufe führen, zu 
verhindern. Der Deutsche Bundestag ist diesem An- 
trag nicht gefolgt, nachdem in der Sachverständi- 
genanhörung Zweifel daran geäußert worden wa- 
ren, daß Jugendliche mit 16 Jahren, vor allem in 
psychischer Hinsicht, allen Anforderungen gewach- 
sen sind, die die Ausbildung am Krankenbett an sie 
stellt. Der Deutsche Bundestag ist bei seiner Ent- 
scheidung davon ausgegangen, daß nach dem der- 
zeitigen System die theoretische und die praktische 
Ausbildung nebeneinander herlaufen und sich er- 
gänzen, so daß eine rein theoretische Ausbildung, 
die auch für Sechzehnjährige zumutbar wäre, zu 
Beginn der Ausbildung nicht ohne weiteres möglich 
wäre. Für den Fall einer entsprechenden Umstruk- 
turierung der Ausbildungen hält er eine Herabset- 
zung des Mindestzugangsalters für vertretbar und 
spricht sich für die notwendigen Anpassungen des 
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Krankenpflegegesetzes an die heutigen Gegeben- 
heiten aus (siehe oben genannten Schriftlichen Be- 
richt). 

Die Möglichkeit einer solchen Umstrukturierung 
der Ausbildungen ist bei der Vorbereitung des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs eingehend geprüft wor- 
den. Allerdings hat sich dabei ergeben, daß sie we- 
gen der Notwendigkeit eines koordinierten Neben- 
einanders von theoretischem und praktischem Un- 
terricht und praktischer Ausbildung in jeder Aus- 
bildungsphase kaum durchführbar und auch nicht 
wünschenswert erscheint. Der Entwurf sieht daher 
ein Mindestalter von 17 Jahren für den Zugang zu 
den Ausbildungen in der Krankenpflege und in der 
Krankenpflegehilfe vor. 

Ein weiterer Grund für die Neuordnung der Kran- 
kenpflegeausbildung ist darin zu sehen, daß bei der 
Verabschiedung des Vertragsgesetzes zu dem Euro- 
päischen Übereinkommen über die theoretische 
und praktische Ausbildung von Krankenschwe- 
stern und Krankenpflegern (BGBL II 1972 S. 629) 
der Deutsche Bundestag die Bundesregierung er- 
sucht hat, darauf hinzuwirken, daß die zu dem 
Übereinkommen eingelegten Vorbehalte hinsicht- 
lich der Vorbildung und der Stundenzahl für die 
Ausbildungen alsbald abgebaut werden können 
(siehe Schriftlichen Bericht des Ausschusses für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit über den Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Europäischen Übereinkom- 
men über die theoretische und praktische Ausbil- 
dung von Krankenschwestern und Krankenpfle- 
gern vom 25. Oktober 1967 — BT-Drucksache VI/ 
3151). Im Gegensatz zu den Regelungen des Kran- 
kenpflegegesetzes, das in Fällen, in denen der 
Volksschulabschluß bis zum 1. Oktober 1974 er- 
reicht wird, diesen genügen läßt, verlangt das Über- 
einkommen als Vorbildungsvoraussetzung im Re- 
gelfall eine mindestens zehnjährige Schulbildung. 
Es sieht für die Ausbildung in der allgemeinen 
Krankenpflege mindestens 4 600 Stunden vor, von 
denen mindestens die Hälfte der praktischen Aus- 
bildung und mindestens ein Drittel dem theoreti- 
schen und praktischen Unterricht gewidmet sein 
müssen. Diesen Anforderungen entspricht das gel- 
tende Krankenpflegegesetz nicht. Mit dem vorlie- 
genden Entwurf werden sie erfüllt. 

Durch das Gesetz werden die Richtlinien 77/452/ 
EWG und 77/453/EWG in innerstaatliches Recht 
umgesetzt. Diese Richtlinien gelten für die unter 
den im einzelnen aufgeführten Berufsbezeichnun- 
gen ausgeübten Tätigkeiten der Krankenschwester 
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind. 

Nach der Richtlinie Nr. 81/1057/EWG des Rates 
vom 14. Dezember 1981 zur Ergänzung der Richtli- 
nien 75/362/EWG, 77/452/EWG, 78/686/EWG und 78/ 
1026/EWG über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi- 
gungsnachweise des Arztes, der Krankenschwester 
und des Krankenpflegers, die für die allgemeine 
Pflege verantwortlich sind, des Zahnarztes und des 
Tierarztes hinsichtlich der erworbenen Rechte 
(ABI. EG Nr. L 385 S. 25) gelten die Bestimmungen 


des Artikels 4 der Richtlinie 7 7/4 52/ EWG auch für 
die Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise, mit denen eine Ausbildung 
nachgewiesen wird, die den in Artikel 1 der Richtli- 
nie 77/453/EWG vorgesehenen Mindestanforderun- 
gen an die Ausbildung nicht genügt und die nach 
dem Beginn der Anwendung der Richtlinie abge- 
schlossen, aber vor dem Beginn ihrer Anwendung 
aufgenommen wurde. Aufgrund dieser Ergänzungs- 
richtlinie, die bis zum 30. Juni 1982 in innerstaatli- 
ches Recht umzusetzen war, kann in diesen Fällen 
die zuständige Behörde die Vorlage einer Beschei- 
nigung des Heimat- oder Herkunftsstaates verlan- 
gen, aus der sich ergibt, daß sich der Antragsteller 
während der letzten fünf Jahre vor Ausstellung der 
Bescheinigung mindestens drei Jahre lang tatsäch- 
lich und rechtmäßig den betreffenden Tätigkeiten 
einer Krankenschwester oder eines Krankenpfle- 
gers, die für die allgemeine Krankenpflege verant- 
wortlich sind, gewidmet hat. 

Von der Möglichkeit, in den genannten Fällen die 
vorgesehene Bescheinigung zu verlangen, wird für 
die Bundesrepublik Deutschland kein Gebrauch ge- 
macht. Eine Umsetzung der Ergänzungsrichtlinie 
ist daher nicht vorgesehen. Damit werden alle nach 
dem 28. Juni 1979 bzw. nach dem Zeitpunkt des Bei- 
tritts neuer Mitgliedstaaten ausgestellten Diplome 
usw. ohne weitere Nachprüfung der ihnen zugrun- 
deliegenden Ausbildung anerkannt. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß bereits vor Beginn der 
Anwendung der Richtlinien der EWG in den Mit- 
gliedstaaten eine den Mindestanforderungen 
grundsätzlich entsprechende Ausbildung vermittelt 
wurde, so daß es einer einschränkenden Regelung 
für die genannten Übergangsfälle nicht bedarf. Dies 
dient dem Interesse der Begünstigten und trägt 
gleichzeitig zur Verwaltungsvereinfachung bei. 

Der Bund ist für die Umsetzung der Richtlinien und 
Empfehlungen zuständig, soweit Fragen der Be- 
rufszulassung betroffen sind. Der Entwurf sieht da- 
her die Gleichstellung der nach der Richtlinie 77/ 
452/EWG der gegenseitigen Anerkennung unterlie- 
genden Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise mit den Ausbildungsnach- 
weisen vor, die das Gesetz vorschreibt (§ 2 Abs. 3). 
Der Entwurf enthält ferner einer Regelung über die 
Berechtigung zum Erbringen von Dienstleistungen 
durch Begünstigte der Richtlinien (§ 1 Abs. 2 und 
§ 25). 

Die Vorschriften des Entwurfs sehen Zulassungsre- 
gelungen für dieselben Berufe vor, die auch vom 
Krankenpflegegesetz erfaßt sind. Es handelt sich 
dabei um „Krankenschwester“, „Krankenpfleger“, 
„Kinderkrankenschwester“, „Kinderkrankenpfle- 
ger“ sowie um „Krankenpflegehelfer“ und „Kran- 
kenpflegehelferin“. Die Berufsbezeichnung „Kin- 
derkrankenpfleger“, die das geltende Krankenpfle- 
gegesetz nicht kennt, soll ausdrücklich aufgeführt 
werden. 

Die Ausbildungen in der Krankenpflege und in der 
Kinderkrankenpflege sollen wie bisher drei Jahre 
dauern. Damit wird den Anforderungen der Richtli- 
nie des Rates 77/453/EWG entsprochen. 
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Für die Krankenpflegehelfer soll die einjährige 
Ausbildungsdauer beibehalten werden. In diesem 
Zusammenhang ist von Bedeutung, daß insbeson- 
dere Erwachsene sich in einem sehr starken Maße 
für eine Berufsausbildung in der Krankenpflege- 
hilfe interessieren oder sich in einen solchen Beruf 
umschulen lassen wollen. 

Bei den in diesem Gesetz geregelten Berufen folgt 
der Entwurf dem bei den übrigen bundesgesetzli- 
chen Regelungen für nichtärztliche Heilberufe be- 
stehenden System, wonach der Zugang zum Beruf 
durch die Erteilung einer Erlaubnis zur Führung 
der Berufsbezeichnung geregelt wird, deren Vor- 
aussetzungen im einzelnen festgelegt werden. Bei 
allen durch das Gesetz erfaßten Berufen werden 
neben der Erfüllung der Ausbildungsvoraussetzun- 
gen persönliche Zuverlässigkeit und geistige und 
körperliche Eignung für die Ausübung des Berufes 
verlangt. 

Der Entwurf sieht außer den Regelungen für den 
Zugang zum Beruf Vorschriften über Rücknahme 
und Widerruf der Erlaubnis und über die Zuständig- 
keit der Behörden sowie Bußgeld- und Übergangs- 
regelungen vor. Die Einzelheiten der Ausbildungen 
und Näheres über die staatlichen Prüfungen sollen 
durch Rechtsverordnung des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit geregelt werden. 

Nach sorgfältiger Überprüfung hat sich die Bundes- 
regierung dazu entschlossen, den Rechtsstatus der 
Kranken- und Kinderkrankenpflegeschüler sowie 
der Schüler in der Krankenpflegehilfe (Schüler) un- 
ter entsprechender Berücksichtigung der Besonder- 
heiten der Ausbildungen in der Krankenpflege 
demjenigen der Auszubildenden in anderen Beru- 
fen anzugleichen. Sie hält es für notwendig, zweck- 
mäßig und gerechtfertigt, daß die Schüler im Hin- 
blick auf ihren rechtlichen und sozialen Status 
nicht schlechter gestellt sein sollen als andere Aus- 
zubildende. Die in Abschnitt III vorgesehenen Re- 
gelungen entsprechen den tatsächlichen Gegeben- 
heiten im Bereich der Ausbildungen nach dem 
Krankenpflegegesetz. Eine eigenständige Statusre- 
gelung für die Schüler ist im übrigen auch deswe- 
gen notwendig, weil durch § 28 die über § 107 Abs. 1 
des Berufsbildungsgesetzes bisher geltende subsi- 
diäre Anwendung des Berufsbildungsgesetzes mit 
den sich daraus ergebenden ständigen Rechtsunsi- 
cherheiten endgültig ausgeräumt wird (siehe Be- 
gründung zu § 28). 

Die Ausbildungen für die Berufe in der Kranken- 
pflege werden durch das Gesetz im Rahmen der 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes abschließend 
geregelt. Damit werden diese Ausbildungen als ei- 
genständige Ausbildungen festgelegt. Es handelt 
sich bei den Krankenpflege- und Kinderkranken- 
pflegeschulen sowie Schulen für Krankenpflege- 
hilfe um Einrichtungen im Bereich zwischen der 
dual-betrieblichen Ausbildung nach dem Berufsbil- 
dungsgesetz einerseits und den schulischen Ausbil- 
dungsgängen andererseits. 

Im übrigen trägt das Gesetz in den Abschnitten I 
und II weitgehend den Wünschen des Bundesrates 
Rechnung, die dieser zu den entsprechenden Ab- 


schnitten I und II des Gesetzentwurfs aus der 9. Le- 
gislaturperiode (BT-Drucksache 9/1922) geltend ge- 
macht hat. Auf Wunsch des Bundesrates wurden 
auch die in diesem Bereich üblichen Bezeichnun- 
gen „Schule“ und „Schüler“ gewählt, obwohl sie von 
der bildungspolitisch allgemein üblichen Nomen- 
klatur abweichen. 

Die Frage, ob durch eine Ausbildung nach diesem 
Gesetz die Berufsschulpflicht erfüllt wird, ist von 
den Ländern zu regeln. 

Das Gesetz wird im wesentlichen auf Grund der 
Kompetenznorm des Artikels 74 Nr. 19 GG, die dem 
Bund eine konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis 
für die „Zulassung zu den ärztlichen und anderen 
Heilberufen“ zuweist, erlassen. 

Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz nicht mit zusätzli- 
chen Kosten belastet. Den Ländern und Gemeinden 
werden geringfügige Mehrkosten aus der Durch- 
führung des Gesetzes entstehen, soweit sie Träger 
von Schulen sind. 

Die Verbesserung der bisherigen Ausbildungen für 
Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinderkran- 
kenschwestern und Kinderkrankenpfleger machen 
nur noch insoweit zusätzliche personelle und sachli- 
che Ausstattungen der Schulen erforderlich, als 
nicht bisher schon eine den Mindestanforderungen 
des Europäischen Übereinkommens sowie der 
Richtlinie des Rates 77/453/EWG entsprechende 
Ausbildung vermittelt wird. Nach den Angaben der 
Länder ist davon auszugehen, daß dies bei den be- 
stehenden Schulen inzwischen bereits weitgehend 
der Fall ist Damit sind die durch das Gesetz nun- 
mehr noch verursachten Mehrkosten als unerheb- 
lich anzusehen. 

Den Trägern von Schulen für Krankenpflegehilfe 
werden Mehrkosten durch die Anhebung der Stun- 
denzahl für den theoretischen und praktischen Un- 
terricht erwachsen, die auf jährlich 1,2 Millionen 
DM geschätzt werden. Dabei werden ca. 4 000 Schü- 
ler pro Jahr und Mehrkosten pro Ausbildungsplatz 
und Jahr von 300 DM angenommen. Diese Angaben 
beziehen sich ausschließlich auf die für den theore- 
tischen und praktischen Unterricht entstehenden 
Kosten, die nach Mitteilungen der Länder pro Jahr 
und Ausbildungsplatz im Durchschnitt 2 700 DM bis 
3 000 DM betragen. Die durch das Gesetz verursach- 
ten Mehrkosten werden mit rund 10 vom Hundert 
dieses Kostenansatzes geschätzt. 

Das Gesetz veranlaßt unmittelbar keine Erhöhung 
der Investitionskosten und hat keinen Einfluß auf 
die laufenden Betriebskosten. Zusätzliche Kosten 
durch die Errichtung von Schulen werden durch 
das Gesetz nicht verursacht, da davon ausgegangen 
wird, daß die bestehenden Schulen die Ausbildungs- 
aufgaben nach diesem Gesetz weiterhin überneh- 
men. Die Kosten des Unterrichts nach diesem Ge- 
setz werden nach Maßgabe des § 17 Abs. 4 a des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes bis zum 31. De- 
zember 1988 im Pflegesatz berücksichtigt. Insoweit 
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fallen die durch das Gesetz verursachten Mehrko- 
sten den Krankenhausbenutzern bzw. deren Ko- 
stenträgern zur Last. Ab 1. Januar 1989 sind die Un- 
terrichtskosten anderweitig aufzubringen. 

Das Gesetz wird sich wegen der in die Pflegesätze 
der Krankenhäuser einfließenden Kosten der Aus- 
bildung auf diese Verbraucher-Einzelpreise nur ge- 
ringfügig, auf das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucher-Preisniveau insgesamt nicht auswir- 
ken. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

Nach dieser Vorschrift ist das Führen einer der Be- 
rufsbezeichnungen „Krankenschwester“, „Kranken- 
pfleger“, „Kinderkrankenschwester“, „Kinderkran- 
kenpfleger“, „Krankenpflegehelferin“ oder „Kran- 
kenpflegehelfer“ erlaubnispflichtig. Obwohl damit 
das Gesetz ausdrücklich nur die Berufsbezeichnung 
unter besonderen staatlichen Schutz stellt, erfährt 
die Ausübung der Krankenpflege als solche hier- 
durch mittelbar ebenfalls einen gewissen Schutz, da 
für eine qualifizierte Krankenpflegetätigkeit nur 
examinierte Pflegekräfte eingesetzt werden kön- 
nen. Die Führung einer der genannten Berufsbe- 
zeichnungen durch Personen, die keine Erlaubnis 
nach dem Gesetz besitzen, wird durch § 27 mit Buß- 
geld bedroht. 

Zum Inhalt der Erlaubnis wird auf die Ausführun- 
gen im Allgemeinen Teil der Begründung verwie- 
sen. 

Im Gegensatz zum bisherigen Recht erwähnt § 1 
ausdrücklich auch den „Kinderkrankenpfleger“. 

Der Entwurf verzichtet auf die Einführung des Be- 
rufs einer Krankenschwester und eines Kranken- 
pflegers für die Psychiatrie. Eine auf die Besonder- 
heiten der Krankenpflege in der Psychiatrie ausge- 
richtete Ausbildung innerhalb der Ausbildungen 
für Krankenschwestern und Krankenpfleger ist ei- 
ner einseitig auf die Psychiatrie ausgerichteten 
Ausbildung vorzuziehen. Mit den wissensmäßigen 
Grundlagen und den Fähigkeiten, die die künftige 
Krankenpflegeausbildung auch für den Bereich der 
Psychiatrie vermitteln muß (§ 12 Abs. 1 Satz 3), wird 
jedoch eine Grundlage für eine Weiterbildung und 
Spezialisierung auf diesem Gebiet geschaffen. 

Absatz 2 enthält eine Ausnahmeregelung im Falle 
der Dienstleistung (Artikel 11 der Richtlinie 77/452/ 
EWG) von Krankenschwestern und Krankenpfle- 
gern, die für die allgemeine Pflege verantwortlich 
sind, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Gemeinschaft sind. Dieser Perso- 
nenkreis, der ein entsprechendes Diplom, Prüfungs- 
zeugnis oder einen sonstigen Befähigungsnachweis 
besitzt, ist von den sonst geltenden Zulassungser- 
fordernissen zu befreien. Danach bedürfen Dienst- 
leistungserbringer im Sinne des Artikels 60 des 
EWG-Vertrages zur vorübergehenden Ausübung ei- 
ner Tätigkeit unter der in Absatz 1 Nr. 1 genannten 


Berufsbezeichnung keiner Erlaubnis. Sie sollen 
aber einer nach Artikel 11 der o. a. Richtlinie zuläs- 
sigen Anzeigepflicht unterliegen. Die Voraussetzun- 
gen für das Erbringen von Dienstleistungen, die An- 
zeigepflicht und weitere Einzelheiten werden in § 25 
geregelt. 


Zu §2 

Absatz 1 legt die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Erlaubnis fest. Der Bewerber muß die vorge- 
schriebene Ausbildung absolviert und die staatliche 
Prüfung erfolgreich abgelegt haben und charakter- 
lich, körperlich und geistig zur Ausübung des Be- 
rufs geeignet sein. Bei Vorliegen dieser Vorausset- 
zungen hat er einen Rechtsanspruch auf die Ertei- 
lung der Erlaubnis. Die Staatsangehörigkeit des Be- 
werbers spielt dabei im Unterschied zu den Fällen 
nach Absatz 3 und 4 keine Rolle. 

Absatz 2 betrifft die Erteilung einer Erlaubnis nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 an Angehörige im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder der Po- 
lizei eines Landes. 

Absatz 3 stellt die in den anderen Mitgliedstaaten 
der EG erteilten Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstigen Befähigungsnachweise von Kranken- 
schwestern oder Krankenpflegern, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, den Ausbildungs- 
nachweisen nach dem Gesetz gleich. Staatsangehö- 
rige eines der Mitgliedstaaten der EG, die Inhaber 
derartiger Ausbildungsnachweise sind, erhalten bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen einen 
Rechtsanspruch auf Erteilung einer Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 1. Mit der Gleichstellung der Ausbildungen 
der Krankenschwestern und Krankenpfleger in den 
anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft und der 
Aufnahme der der gegenseitigen Anerkennung 
nach Artikel 2 der Richtlinie 77/452/EWG in Verbin- 
dung mit Artikel 1 der Richtlinie 77/453/EWG un- 
terliegenden Diplome, Prüfungszeugnisse und son- 
stigen Befähigungsnachweise für Krankenschwe- 
stern und Krankenpfleger mit den auf Grund einer 
Ausbildung nach dem Gesetz erworbenen Ausbil- 
dungsnachweisen durch § 2 Abs. 3 soll die gegensei- 
tige Anerkennung verwirklicht werden. 

Gleichgestellt werden alle nach dem 28. Juni 1979, 
im Fall der Republik Griechenland nach dem 1. Ja- 
nuar 1981 erworbenen Diplome, Prüfungszeugnisse 
und sonstigen Befähigungsnachweise der anderen 
Mitgliedstaaten der EG. Nach Artikel 2 und 3 der 
Richtlinie 77/452/EWG in Verbindung mit Artikel 1 
der Richtlinie 77/453/EWG weisen diese Diplome 
eine den Ausbildungsmindestanforderungen des 
Artikels 1 der Richtlinie 77/453/EWG entspre- 
chende Ausbildung, also u. a. eine Vollzeitberufs- 
ausbildung von drei Jahren oder eine 4 600 Stunden 
umfassende theoretische und praktische Ausbil- 
dung nach. 

Um den Text des Absatzes 3 nicht mit der Aufzäh- 
lung der Diplome usw. der anderen Mitgliedstaaten 
zu belasten, sollen diese in die Anlage zum Gesetz 
aufgenommen werden. Diese Anlage soll durch 
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Rechtsverordnung geändert werden können, um im 
Falle lediglich einer Bezeichnungsänderung eine 
Änderung durch Gesetz zu vermeiden. 

Entsprechend Artikel 4 der Richtlinie 7 7/452/ EWG 
sieht § 31 vor, daß eine Erlaubnis nach § 1 auch an 
Antragsteller zu erteilen ist, die vor dem 29. Juni 
1979 ausgestellte Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstige Bef ähigungsnachweise vorlegen, wobei die 
zuständige Behörde in bestimmten Fällen die Vor- 
lage von Tätigkeitsnachweisen verlangen kann. 

Absatz 4 Satz 1 schafft für Deutsche, heimatlose 
Ausländer und Staatsangehörige eines anderen EG- 
Mitgliedstaates mit einer außerhalb der Bundesre- 
publik Deutschland abgeschlossenen Ausbildung ei- 
nen Rechtsanspruch auf Erteilung der Erlaubnis, 
wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
anerkannt wird. EG-Staatsangehörige (einschließ- 
lich Deutscher) mit einer in einem anderen EG-Mit- 
gliedstaat als der Bundesrepublik Deutschland er- 
worbenen Ausbildung als Krankenschwester oder 
Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege ver- 
antwortlich sind, haben diesen Rechtsanspruch 
nach Absatz 3 oder § 31. 

Absatz 4 Satz 2 ermöglicht — ohne Rechtsanspruch 
— die Erlaubniserteilung an Staatsangehörige aus 
Drittländern (Staaten, die nicht der EG angehören), 
die ihre Ausbildung außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland abgeschlossen haben und deren Aus- 
bildungsstand als gleichwertig anerkannt wird. In 
diesen Fällen entscheidet die zuständige Behörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen. Bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen wird die zuständige Be- 
hörde im Rahmen ihrer Ermessensentscheidung 
bei Ausländern, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und als 
Asylberechtigte i. S. des Gesetzes über das Asylver- 
fahren vom 16. Juli 1982 (BGBl. I S. 946) anerkannt 
sind, bei Ausländern nach § 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsak- 
tionen aufgenommene Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 
(BGBl. I S. 1057) und bei Ausländern, die mit Deut- 
schen i. S. des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes 
mit gewöhnlichem Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verheiratet sind, deren besondere 
ausländerrechtliche Stellung entsprechend zu be- 
rücksichtigen haben. 

Da nach Absatz 3 die Krankenpflegeausbildung der 
anderen EG-Mitgliedstaaten der Ausbildung nach 
Absatz 1 Nr. 1 gleichgestellt wird, entfällt bei Kran- 
kenschwestern und Krankenpflegern aus Drittlän- 
dern mit einem Ausbildungsnachweis nach Ab- 
satz 3 zwar die Prüfung der Gleichwertigkeit des 
Ausbildungsstandes. Ein Anspruch auf Erteilung 
der Erlaubnis besteht jedoch ebenfalls nicht. 


Zu §3 

Die Vorschrift regelt Rücknahme und Widerruf ei- 
ner Erlaubnis nach § 1. Soweit von den Verwal- 
tungsverfahrensgesetzen abweichende Regelungen 
über Rücknahme und Widerruf von Verwaltungsak- 
ten getroffen werden, sind diese in dem mit der 


Erteilung der Erlaubnis verbundenen vorrangigen 
Interesse am Schutz der Gesundheit des Menschen 
begründet. Der Staat übernimmt mit der Erlaubnis- 
erteilung eine Garantie für eine bestimmten Min- 
destanforderungen genügende Ausbildung, die Zu- 
verlässigkeit und Geeignetheit der Beruf sangehöri- 
gen. Den für die Durchführung des Gesetzes zu- 
ständigen Behörden soll deshalb neben den ein- 
schlägigen Regelungen der Verwaltungsverfahrens- 
gesetze eine eindeutige und eigenständige Rechts- 
grundlage für die Rücknahme und den Widerruf der 
Erlaubnis gegeben werden. 


Zu §4 

Die Vorschrift umschreibt das Ausbildungsziel und 
damit den staatlichen Ausbildungsauftrag an die 
Schulen. Der Ausbildungsauftrag besteht unabhän- 
gig vom einzelnen Ausbildungsvertrag kraft Geset- 
zes, ist damit Gegenstand eines jeden Ausbildungs- 
vertrages und als gesetzliche Verpflichtung vertrag- 
lich unabdingbar. 

Die Beschreibung des Ausbildungsziels in Absatz 1 
lehnt sich im übrigen an das Europäische Überein- 
kommen sowie an Empfehlungen des Beratenden 
Ausschusses für die Ausbildung in der Kranken- 
pflege (Bericht vom 29. April 1981, Dok. III/D/76/6/ 
80) an. 


Zu §5 

Die Vorschrift betrifft die Ausbildungen der Kran- 
kenschwestern, Krankenpfleger, Kinderkranken- 
schwestern und Kinderkrankenpfleger. 

Absatz 1 legt den zeitlichen Rahmen der Ausbildun- 
gen und die Art ihrer Durchführung fest. Für die 
genannten Berufe ist bereits nach geltendem Recht 
eine dreijährige Ausbildung vorgeschrieben. 

Das Nähere über die Ausbildungen und die staatli- 
chen Prüfungen ist in einer Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung zu regeln, für deren Erlaß durch den 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit § 12 eine Ermächtigung vorsieht. 

Die Ausbildung erfolgt an Einrichtungen (Kranken- 
pflege- und Kinderkrankenpflege schulen sowie 
Schulen für Krankenpflegehilfe), die als zur Ausbil- 
dung geeignet staatlich anerkannt sind und be- 
stimmten Anforderungen genügen müssen. Den 
Ländern steht es im übrigen frei, Organisation und 
Struktur der Ausbildungseinrichtungen selbst zu 
bestimmen. 

Durch die Worte „an Krankenhäusern“ wird der 
enge Zusammenhang zwischen theoretischem und 
praktischem Unterricht und praktischer Ausbil- 
dung verdeutlicht. Dies stellt jedoch kein Präjudiz 
für die Ausbildungen in anderen nichtärztlichen 
Heilberufen dar. 

Absatz 2 enthält die Regelung über die Geeignet- 
heit der Schulen für die Ausbildungen nach diesem 
Gesetz. Sie sind u. a. dann für die Ausbildung geeig- 
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net, wenn sie über die für den auf Grund dieses 
Gesetzes vorgeschriebenen theoretischen und prak- 
tischen Unterricht erforderlichen Einrichtungen 
und Fachkräfte verfügen. Außerdem soll diese Vor- 
schrift sicherstellen, daß die Schule nur dann als 
geeignet angesehen werden kann, wenn die Durch- 
führung der praktischen Ausbildung im Kranken- 
haus gewährleistet ist. Erforderlichenfalls ist auch 
ein Verbund des Krankenhauses, an dem sich die 
Schule befindet, mit anderen Krankenhäusern zur 
Gewährleistung der Ausbildung zulässig. 

Bei den „Unterrichtsschwestern“ oder den „Unter- 
richtspflegern“ handelt es sich um Krankenschwe- 
stern, Krankenpfleger, Kinderkrankenschwestern 
und Kinderkrankenpfleger, die die Befähigung zur 
Unterrichtung durch eine entsprechende, gegebe- 
nenfalls durch landesrechtliche Vorschriften gere- 
gelte Fort- bzw. Weiterbildung erworben haben. 

Als angemessenes Verhältnis der Zahl der Lehr- 
kräfte zur Zahl der Schüler empfiehlt das Europäi- 
sche Übereinkommen eine Lehrkraft auf 15 Schüler 
(V Buchst, b der Empfehlungen). Auch hinsichtlich 
der Ausstattung der Schulen mit Räumen und Ein- 
richtungen ist auf die Empfehlungen des Europäi- 
schen Übereinkommens (V Buchst, c und d) hinzu- 
weisen. 

Unter die Bezeichnung „Krankenhaus“ fallen auch 
die psychiatrischen und sonstigen Fachkranken- 
häuser, so daß in diesen besonderen Krankenhäu- 
sern wie bisher die Ausbildungen in der Kranken- 
pflege unter den übrigen in Buchstabe a) genannten 
Voraussetzungen möglich ist. Einer gesonderten Er- 
wähnung dieser Krankenhäuser bedarf es daher 
nicht. 

Als Einrichtungen, an denen außerhalb von Kran- 
kenhäusern Teile der praktischen Ausbildung ver- 
mittelt werden können, kommen insbesondere Ein- 
richtungen der Gemeindekrankenpflege oder der 
Altenpflege in Betracht. 


Zu §6 

Die Vorschrift betrifft die Voraussetzungen für den 
Zugang zu den Ausbildungen nach § 5 Abs. 1. Neben 
einer bestimmten schulischen Vorbildung und der 
gesundheitlichen Eignung zur Ausübung des Berufs 
wird die Vollendung des siebzehnten Lebensjahres 
verlangt. Mit dieser Forderung wird für die Kran- 
kenpflegeausbildung dem o. g. Europäischen Über- 
einkommen und den EG-Richtlinien 77/452/EWG 
und 77/453/EWG genügt. Die im Krankenpflegege- 
setz vorgesehene Möglichkeit, Bewerber weiterhin 
zuzulassen, die bis zum 1. Oktober 1974 einen Volks- 
schulabschluß erworben haben, entfällt mit der vor- 
gesehenen Aufhebung des Krankenpflegegesetzes, 
jedoch können solche Bewerber weiterhin nach 
Nr. 4 und 5 den Zugang zu einer Ausbildung nach 
dem Gesetz erhalten, sofern sie die dort genannten 
zusätzlichen Voraussetzungen erfüllen. 

Durch die Nr. 2 soll im Hinblick auf den in den kom- 
menden Jahren zu erwartenden Bewerberrückgang 


auch Schulabgängern mit erweitertem (zehnjähri- 
gem) Hauptschulabschluß der direkte Zugang zur 
Ausbildung ermöglicht werden. 

Wegen der Frage des Mindestalters für den Zugang 
zur Ausbildung wird auf den Allgemeinen Teil der 
Begründung verwiesen. 

Bereits bei der Zulassung zur Ausbildung soll wie 
bisher die gesundheitliche Eignung zur Ausübung 
des Berufs nachgewiesen werden. Damit entspricht 
der Entwurf einem Anliegen des Bundesrates, das 
dieser in seiner Stellungnahme zum Entwurf der 
9. Legislaturperiode (BT-Drucksache 9/1922) gel- 
tend gemacht hat. 

Zu §7 

Es werden verkürzte Ausbildungen für diejenigen 
Fälle ermöglicht, in denen eine bestimmte Ausbil- 
dung anderer Art nachgewiesen werden kann. Bei 
Krankenhauspflegehelferinnen und Krankenpfle- 
gehelfern soll auch auf die besonderen Vorbildungs- 
voraussetzungen des § 6 verzichtet werden. Für 
diese Berufsangehörigen reicht der Nachweis einer 
abgeschlossenen Volks- oder Hauptschulausbildung 
aus. Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinder- 
krankenschwestern und Hebammen, die nach frü- 
herem Recht ohne mittleren (10jährigen) Schulab- 
schluß zur Ausbildung zugelassen worden sind, er- 
füllen durch ihre drei- bzw. zweijährige abgeschlos- 
sene Berufsausbildung mindestens die Vorausset- 
zung nach § 6 Nr. 5. 

Zu §8 

Mit dieser Vorschrift wird die mit Artikel 7 des Ge- 
setzes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1568) er- 
folgte — befristete — Regelung für Umschüler 
übernommen. 

Zu §9 

Es wird die Anrechnung anderer als der in den §§ 7 
und 8 aufgeführten Ausbildungen auf eine Ausbil- 
dung nach dem Gesetz geregelt. Ausdrücklich er- 
wähnt ist insoweit eine Ausbildung im Sanitäts- 
dienst der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes 
oder der Polizei eines Landes, die unter bestimmten 
Voraussetzungen bis zu einem Jahr angerechnet 
werden kann. Soweit innerhalb des Justizvollzugs- 
dienstes der Länder Ausbildungen vermittelt wer- 
den, die mit den in Satz 2 genannten Ausbildungen 
bei Bundeswehr, Bundesgrenzschutz und Polizei 
vergleichbar sind, kann eine Anrechnung im Um- 
fang der Gleichwertigkeit nach Satz 1 erfolgen. Im 
übrigen haben die Ermittlungen der Bundesregie- 
rung (vgl. Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates — BT-Drucksache 9/1922) ergeben, 
daß eine besondere Berücksichtigung von Justiz- 
vollzugsbediensteten nicht erforderlich ist. Sofern 
Justizvollzugsbedienstete zu Krankenpflegehelfe- 
rinnen oder -helfern ausgebildet werden, erfolgt 
Verkürzung der Ausbildung in der Kranken- oder 
Kinderkrankenpflege nach § 7 Satz 1 Nr. 3. 
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Zu§ 10 

Es handelt sich um die Anrechnung von Unterbre- 
chungen der Ausbildung. Um Härten zu vermeiden, 
sollen auch über die festgelegten Zeiten hinausge- 
hende Unterbrechungen angerechnet werden kön- 
nen, wenn unter Abwägung aller Umstände des Ein- 
zelfalles eine Anrechnung gerechtfertigt erscheint 
und das Ausbildungsziel dadurch nicht gefährdet 
wird. 


Zu§ 11 

Absatz 1 regelt die Dauer der Ausbildung in der 
Krankenpflegehilfe. Einzelheiten dieser Ausbildung 
erwähnt § 12 Abs. 3, der eine Ermächtigung des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit zum Erlaß einer Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung für die Berufe in der Krankenpflege vor- 
sieht. 

Absatz 2 legt fest, welche Anforderungen an die 
Schulen für Krankenpflegehilfe zu stellen sind. Die 
Verbindung mit dem Krankenhaus wird sicherge- 
stellt. 

Absatz 3 legt neben einer abgeschlossenen Haupt- 
schulausbildung, einer gleichwertigen Schulbildung 
oder einer abgeschlossenen Berufsausbildung als 
Vorbildungsvoraussetzung ebenso wie bei den Be- 
rufen in der Krankenpflege und in der Kinderkran- 
kenpflege das Mindestalter für den Zugang zur 
Ausbildung auf siebzehn Jahre fest und verlangt 
den Nachweis der gesundheitlichen Eignung zur 
Ausübung des Berufs bei Beginn der Ausbildung. 

Absatz 4 sieht für bestimmte Fälle Anrechnungen 
anderer Ausbildungen vor. 

Absatz 5 enthält Anrechnungsvorschriften für Un- 
terbrechungen der Ausbildung (vgl. Begründung zu 

§ io). 


Zu § 12 

Absatz 1 enthält die Ermächtigung für den Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit, eine 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Berufe 
in der Krankenpflege zu erlassen. Bei der Festle- 
gung der Mindestanforderungen an die Ausbildung 
in der Krankenpflege ist auf das Europäische Über- 
einkommen über die theoretische und praktische 
Ausbildung von Krankenschwestern und Kranken- 
pflegern Bezug genommen. Dieses Übereinkommen 
enthält auch Aussagen zum Inhalt der Ausbildung 
in der Krankenpflege, die zu berücksichtigen sind. 
Daneben ist vor allem die Mindeststundenzahl für 
die Krankenpflegeausbildung zu beachten, die zu- 
gleich Anhalt für die Mindeststundenzahl der Aus- 
bildungen in der Kinderkrankenpflege ist. 

Für die Ausbildung der Krankenschwestern und 
Krankenpfleger ist die Ausbildung in der Psychia- 
trie durch das Europäische Übereinkommen über 
die theoretische und praktische Ausbildung von 


Krankenschwestern und Krankenpflegern vom 
25. Oktober 1967 sowie durch die Koordinierungs- 
richtlinie 77/453/EWG zwingend vorgegeben. Die 
ausdrückliche Erwähnung im Gesetz ist notwendig, 
um die Grundlage zur Schaffung der entsprechen- 
den Kapazitäten zu sichern. Im Hinblick auf die 
Vergleichbarkeit der Ausbildungen und des Ein- 
satzbereiches der Kinderkrankenschwestern und 
Kinderkrankenpfleger gilt entsprechendes grund- 
sätzlich auch für die Ausbildung in der Kinderkran- 
kenpflege. Da hier kein Umsetzungszwang aus Ge- 
meinschaftsrecht besteht, konnte auf eine Erwäh- 
nung in § 12 Abs. 1 verzichtet werden, jedoch sieht 
die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Be- 
rufe in der Krankenpflege eine Ausbildung in der 
Psychiatrie auch für die Kinderkrankenpflege vor. 

Absatz 2 ermächtigt, in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 das Verfahren für die Prüfung der Zuver- 
lässigkeit und der körperlichen Eignung sowie die 
Frist für die Erteilung der Berufserlaubnis an 
Staatsangehörige eines anderen EG-Mitgliedstaa- 
tes zu regeln. Die Artikel 6 bis 10 der Richtlinie 
77/452/EWG schreiben den Mitgliedstaaten ein der- 
artiges Verfahren sowie die Einhaltung von Fristen 
vor. 

Absatz 3 enthält die Ermächtigung hinsichtlich der 
Regelungen für die Krankenpflegehilfe in der nach 
Absatz 1 vorgesehenen Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung. 


Zu §13 

Es wird vorgeschrieben, daß der Ausbildungsträger, 
der einen anderen zur Ausbildung nach diesem Ge- 
setz einstellt, mit diesem einen Ausbildungsvertrag 
schließen muß. Da der Begriff „Einstellung“ für Per- 
sonen nicht zutrifft, die in einem öffentlich-rechtli- 
chen Dienstverhältnis stehen, gelten die Vorschrif- 
ten des III. Abschnitts z. B. nicht für Wehrdienstlei- 
stende, die im Rahmen ihres Dienstverhältnisses 
nach diesem Gesetz ausgebildet werden. Entspre- 
chendes gilt für Beamte (Bundesgrenzschutz, Poli- 
zeien der Länder). Der Träger der Ausbildung 
braucht mit dem Träger der Schule nicht identisch 
zu sein. Daher deckt die Formulierung „Träger der 
Ausbildung“ auch die Fälle ab, in denen der Träger 
der Schule nicht auch der Träger der Ausbildung ist 
(z. B. bei einigen Krankenpflegeschulen, die in der 
Trägerschaft eines Krankenhauses stehen, das mit 
einer Schwesternschaft des DRK einen Gestel- 
lungsvertrag abgeschlossen hat, wonach die Schwe- 
sternschaft Ausbildungsträger ist). 

Auf den Ausbildungsvertrag sind die für den Ar- 
beitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und 
Rechtsgrundsätze anzuwenden, soweit sich aus die- 
sem Gesetz und sonstigen Rechtsvorschriften 
nichts anderes ergibt. 


Zu § 14 

Die Vorschrift hat Beweissicherungsfunktion, da 
bewußt darauf verzichtet wird, für den Ausbildungs- 
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vertrag die Schriftform vorzuschreiben. Bestimmte 
Mindestangaben müssen daher in die vom Träger 
der Ausbildung und vom Schüler und gegebenen- 
falls dessen gesetzlichem Vertreter zu unterzeich- 
nende Niederschrift auf genommen werden. Jedem 
Vertragspartner ist eine Ausfertigung auszuhändi- 
gen. Entsprechendes gilt bei Änderungen des Aus- 
bildungsvertrages (Abs. 3). 

Die in Absatz 2 erstmals und in der Folge weiter 
verwendete Kurzbezeichnung „Schüler“ umfaßt so- 
wohl den männlichen als auch den weiblichen 
Schüler. 

Die Unterscheidung zwischen Abschluß des Ausbil- 
dungsvertrages und schriftlicher Niederschrift des 
Vertragsinhalts soll den in der Praxis bestehenden 
Gegebenheiten Rechnung tragen, wo häufig zu- 
nächst eine Vereinbarung (mündlich oder schrift- 
lich) getroffen wird, die zwar die Aufnahme zur 
Ausbildung beinhaltet und insofern bereits als gül- 
tiger Ausbildungsvertrag anzusehen ist, aber Ein- 
zelheiten des Ausbildungsverhältnisses noch nicht 
konkret regelt. 

Zu § 15 

Es handelt sich um Vorschriften über nichtige Ver- 
einbarungen. Ungültig sind danach Vereinbarungen 
im Vertrag, die den Schüler für die Zeit nach seiner 
Ausbildung in der Ausübung seiner beruflichen Tä- 
tigkeit beschränken. Keine Gültigkeit haben auch 
Vereinbarungen, die eine Verpflichtung des Schü- 
lers zur Zahlung einer Entschädigung für die Aus- 
bildung, Vertragsstrafen, den Ausschluß oder die 
Beschränkung von Schadensersatzansprüchen so- 
wie die Festsetzung der Höhe eines Schadensersat- 
zes in Pauschbeträgen vorsehen. 

Zu § 16 

Die Vorschrift regelt die Pflichten des Trägers der 
Ausbildung. Absatz 1 bestimmt, daß der Träger der 
Ausbildung dafür Sorge zu tragen hat, daß der 
Schüler das Ausbildungsziel in der vorgeschriebe- 
nen Ausbildungszeit auf der Grundlage der nach 
§ 12 zu erlassenden Ausbildungs- und Prüfungsord- 
nung in angemessener und zweckmäßiger Weise er- 
reichen kann. Dem Schüler sind kostenlos die erfor- 
derlichen Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stel- 
len. Zur Verfügung stellen bedeutet nicht notwendi- 
gerweise Übereignung, sondern umfaßt auch zeit- 
lich begrenzte Überlassung zu Zwecken der Ausbil- 
dung. 

Aus dem Grundsatz der Einheit von Theorie und 
Praxis ergibt sich im übrigen, daß die für den theo- 
retischen und praktischen Unterricht zuständigen 
Unterrichtsschwestern und Unterrichtspfleger die 
Mitverantwortung haben für die praktische Ausbil- 
dung auf der Station. 

Absatz 2 stellt sicher, daß der Schüler ausschließ- 
lich mit solchen Tätigkeiten betraut wird, die dem 
Ausbildungszweck dienen und ihn in seinen körper- 
lichen Kräften nicht überfordern. 


Zu § 17 

Mit dieser Vorschrift werden dem Schüler Pflichten 
auferlegt. Er muß Sich durch aktives Mitwirken an 
seiner eigenen Ausbildung bemühen, die notwendi- 
gen Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben, um 
das Ausbildungsziel zu erreichen. Es werden ein- 
zelne Verpflichtungen beschrieben, die insbeson- 
dere zu beachten sind. Hierbei kommt dem ange- 
messenen Verhalten gegenüber Patienten für die in 
der praktischen Ausbildung mit der Pflege von Pa- 
tienten betrauten Schüler besondere Bedeutung 
zu. 


Zu § 18 

Diese Vorschrift regelt den Anspruch auf eine Aus- 
bildungsvergütung und die Anrechnung von Sach- 
bezügen. 


Zu § 19 

Es handelt sich um eine den besonderen Belangen 
der Ausbildungen nach diesem Gesetz entspre- 
chende Probezeit. 


Zu § 20 

Hier wird in Ergänzung zu § 19 Satz 1 bestimmt, 
wann das Ausbildungsverhältnis endet. Der in Ab- 
satz 2 vorgesehene Antrag ist an den Träger der 
Ausbildung zu richten. 


Zu §21 

Es werden die üblichen Regelungen über die Kündi- 
gung von Ausbildungsverhältnissen während und 
nach der Probezeit getroffen. Ein wichtiger Grund 
für eine fristlose Kündigung (Absatz 2 Nr. 1) ist ins- 
besondere dann gegeben, wenn nach Feststellung 
der zuständigen Behörde die Voraussetzungen für 
die Erteilung der Erlaubnis nicht oder nicht mehr 
vorliegen oder wenn ein erheblicher Verstoß gegen 
die für die Schule geltende Ordnung festgestellt 
wird. § 626 Abs. 1 BGB findet ergänzende Anwen- 
dung. 


Zu §22 

Bei der Regelung über die Weiterarbeit nach dem 
Ende des Ausbildungsverhältnisses handelt es sich 
um eine Schutzvorschrift für den Schüler. 


Zu §23 

Nach dieser Vorschrift können — unbeschadet des 
§ 24 — Vorschriften des III. Abschnitts des Gesetzes 
in keinem Fall abbedungen werden. 
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Zu §24 

Entsprechend dem Autonomiestatut nach Arti- 
kel 140 GG i. V. mit Artikel 137 Abs. 3 WeimRV sol- 
len auf solche Schüler, die zu einer Kirche oder 
einer sonstigen Religionsgemeinschaft in einem be- 
sonderen Rechtsverhältnis stehen, die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts über das Ausbildungsver- 
hältnis keine Anwendung finden. Der staatliche 
Ausbildungsauftrag ist bereits durch § 4 in Verbin- 
dung mit den Vorschriften der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für die Berufe in der Kranken- 
pflege nach § 12 unabhängig vom Bestehen eines 
schuldrechtlichen Ausbildungsverhältnisses sicher- 
gestellt. 


Zu §25 

Durch diese Vorschrift soll das Erbringen von 
Dienstleistungen geregelt werden. Zum Erbringen 
von Dienstleistungen berechtigt sind alle Kranken- 
schwestern und Krankenpfleger, die für die allge- 
meine Pflege verantwortlich sind, die Staatsangehö- 
rige eines Mitgliedstaates der EG sind und in einem 
anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft aufgrund 
eines in Artikel 3 der Richtlinie 77/452/EWG aufge- 
führten Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonsti- 
gen Befähigungsnachweises den Beruf der Kran- 
kenschwester oder des Krankenpflegers ausüben. 

In Absatz 2 ist von der in Artikel 11 Abs. 2 der 
Richtlinie 77/452/EWG vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch gemacht worden, anstelle der Zulassung 
eine Pflicht zur vorherigen Anzeige unter Vorlage 
bestimmter Nachweise vorzuschreiben, von der 
eine Befreiung nur für den Dringlichkeitsfall, bei 
dem die Anzeige nachträglich erfolgen kann, mög- 
lich sein soll. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Dienstleistungserbrin- 
ger hinsichtlich seiner Rechte und Pflichten den 
übrigen Krankenschwestern und Krankenpflegern 
gleichsteht. Im Falle eines Verstoßes gegen diese 
Pflichten wird die zuständige Behörde verpflichtet, 
die zuständige Behörde des Herkunftslandes des 
Dienstleistungserbringers hierüber zu unterrich- 
ten. 

Durch Absatz 4 wird sichergestellt, daß Staatsange- 
hörige eines EG-Mitgliedstaates, die in der Bundes- 
republik Deutschland aufgrund einer Erlaubnis tä- 
tig sind, von den zuständigen Behörden der Bundes- 
republik die für das Erbringen von Dienstleistun- 
gen in einem anderen Mitgliedstaat erforderlichen 
Bescheinigungen erhalten. 


Zu § 26 

Die Vorschrift betrifft die behördlichen Zuständig- 
keiten bei Entscheidungen nach dem Gesetz, soweit 
von den Verwaltungsverfahrensgesetzen abwei- 
chende Zuständigkeiten vorgesehen sind. Die Ab- 
weichungen sind notwendig, weil nur die Behörde, 
in deren Bereich die Ausbildung absolviert worden 
ist oder aufgenommen werden soll, darüber ent- 


scheiden kann, ob eine Erlaubniserteilung bzw. eine 
Verkürzung der Ausbildung möglich ist. 

Zu § 27 

Die Vorschrift befaßt sich mit den Ordnungswidrig- 
keiten. 

Zu §28 

Die Vorschrift entspricht einem gleichlautenden 
Antrag des Bundesrates bei der Beratung des Ge- 
setzentwurfs der Bundesregierung aus der 9. Legis- 
laturperiode (BT-Drucksache 9/1922) und stellt aus- 
drücklich klar, daß das Berufsbildungsgesetz 
(BBiG) auf die Ausbildungen nach dem Kranken- 
pflegegesetz keine Anwendung findet. Damit wird 
eine seit Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes 
(1. September 1969) herrschende Rechtsunsicher- 
heit über den Umfang der Anwendung des Berufs- 
bildungsgesetzes beseitigt, die wegen der Formulie- 
rung in § 107 Abs. 1 BBiG in der Vergangenheit im- 
mer wieder zu Gerichtsverfahren geführt hat. Diese 
Regelung konnte getroffen werden, nachdem der 
bisher ungeregelte Rechtsstatus der Schüler in die- 
sem Gesetz selbst geklärt worden ist (vgl. Ab- 
schnitt III). 

Zu §29 

Absatz 1 stellt die nach früherem Recht erteilten 
Berufsberechtigungen für die Krankenpflege und 
die Kinderkrankenpflege den Erlaubnissen nach 
dem Gesetz gleich. 

Absatz 2 regelt das Entsprechende für die Erlaubnis 
als „Krankenpflegehelfer“ oder „Krankenpflegehel- 
ferin“. 

Nach Absatz 3 werden vor Inkrafttreten des Geset- 
zes begonnene Ausbildungen nach den bisherigen 
Vorschriften abgeschlossen. 

Absatz 4 enthält Übergangsregelungen für Angehö- 
rige im Sanitätsdienst der Bundeswehr, des Bun- 
desgrenzschutzes und der Polizei eines Landes. 

Zu §30 

Es wird davon ausgegangen, daß die bestehenden 
Schulen die Anforderungen des Gesetzes bereits 
weitgehend erfüllen. Eine nach früherem Recht er- 
teilte staatliche Anerkennung soll deshalb grund- 
sätzlich Gültigkeit behalten. Es ist Aufgabe der für 
die Durchführung des Gesetzes zuständigen Behör- 
den, die bestehenden Einrichtungen auf ihre Eig- 
nung zur Durchführung der Ausbildungen nach die- 
sem Gesetz zu überprüfen und erforderlichenfalls 
die nötigen Auflagen zu erteilen bzw. die staatliche 
Anerkennung zu entziehen. Die hierfür vorgese- 
hene Ausschlußfrist von drei Jahren erscheint an- 
gemessen, aber auch ausreichend. 

Zu § 31 

Nach dieser Vorschrift werden Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise der 
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Krankenschwester oder des Krankenpflegers, die 
für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, der 
anderen Mitgliedstaaten auch dann, und zwar unter 
Berücksichtigung von Artikel 4 der Richtlinie 77/ 
452/EWG den deutschen Ausbildungsnachweisen 
gleichgestellt, wenn sie vor Inkrafttreten des Geset- 
zes ausgestellt worden sind. Entspricht die Ausbil- 
dung eines Antragstellers nicht den Ausbildungsan- 
forderungen des Artikels 1 der Richtlinie 77/453/ 
EWG, können die Behörden bestimmte Tätigkeits- 
nachweise verlangen. 


Zu §32 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 


Zu §33 

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Geset- 
zes und das Außerkrafttreten des Krankenpflegege- 
setzes. Hinsichtlich des Termins für das Inkrafttre- 
ten des Gesetzes ist zu berücksichtigen, daß nach 
Artikel 19 der Richtlinie 77/452/EWG und Artikel 4 
der Richtlinie 77/453/EWG diese Richtlinien bereits 
bis zum 28. Juni 1979 in innerstaatliches Recht um- 
zusetzen waren. Es wird davon ausgegangen, daß 
die bestehenden Krankenpflegeschulen bereits den 
Anforderungen des Europäischen Übereinkom- 
mens vom 25. Oktober 1967 entsprechen, so daß ein 
Inkrafttreten zum 1. April 1984, der gleichzeitig bei 
vielen Schulen der Beginn neuer Lehrgänge ist, ver- 
tretbar erscheint. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung ergibt sich aus 
seinem Beschluß vom 25. November 1983 (Druck- 
sache 384/83 — Beschluß), den Bundesratsentwurf 
eines Krankenpflegegesetzes beim Deutschen Bun- 
destag einzubringen*). 


*) siehe BT-Drucksache 10/1063 


Anlage 3 

Gesetzentwurf des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe in der Krankenpflege 
(Krankenpflegegesetz — KrPfIG — ) 

Siehe BT-Drucksache 10/1063 Anlage 1 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


i. 


Soweit der Wortlaut des Gesetzentwurfs des Bun- 
desrates*), der als Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf der Bundesregierung beschlossen 
wurde, bei nachstehenden Vorschriften mit der ent- 
sprechenden Fassung des Regierungsentwurfs 
nicht übereinstimmt, stimmt die Bundesregierung 
den Vorschlägen des Bundesrates in folgenden 
Punkten zu: 


§ 2 Abs. 2 

§ 4 Abs. 1 Satz 1 hinsichtlich des Wortes „für“ 
und der im Entwurf des Bundesrates 
fehlenden Worte „in den Einrichtun- 
gen des Gesundheitswesens“, 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 hinsichtlich der Worte 
„umfassende, geplante“, 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und 4, 


§ 4 Abs. 2 hinsichtlich des Wortes „Funktions-“, 

§ 7 hinsichtlich des im Entwurf des Bun- 

desrates fehlenden Satzes 2, 

§ 9 Satz 1 Nr. 2 hinsichtlich der Worte „8 und 
29“, 

§11 Abs. 1 Satz 5, 

§ 14 Abs. 1 Satz 2 hinsichtlich der im Entwurf des 
Bundesrates fehlenden Worte „mit 
dem Träger der Ausbildung“, 


§ 16 Satz 2 Nr. 2 und 3, 

§ 17 Abs. 3, 

§ 17 Abs. 4 hinsichtlich der Worte „nach Ab- 
satz 2“, 


§ 23 Satz 1, 
§ 30, 

§ 33 Abs. 1. 


II. 

1. Zu § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nach Maß- 
gabe folgender Fassung zugestimmt: 

„2. über eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbil- 
dungsplätze ausreichende Zahl von Unter- 
richtsschwestern oder Unterrichtspflegern so- 
wie an der Ausbildung mitwirkende Ärzte und 
sonstige Fachkräfte verfügen,“. 


*) siehe BT-Drucksache 10/1063 Anlage 1 


Die staatliche Anerkennung der Schule soll nicht 
davon abhängig sein, daß die Zahl der Ärzte und 
sonstigen Fachkräfte im Verhältnis zur Zahl der 
Ausbildungsplätze steht 

Im übrigen Angleichung an die Fassung des § 6 
Abs. 2 Nr. 2 des Entwurfs der Bundesregierung 
für ein neues Hebammengesetz (BR- Drucksachen 
447/83 und 447/83 — Beschluß — , BT-Drucksache 
10/1064). 


2. Zu § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nach Maßgabe folgender Formulie- 
rung zu: 

,,a) für die Krankenpflegeausbildung mit einem 
Krankenhaus verbunden sind, das die Durch- 
führung der praktischen Ausbildung nach der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Be- 
rufe in der Krankenpflege durch Kranken- 
schwestern oder Krankenpfleger im Kranken- 
haus gewährleistet und das, sofern es sich nicht 
um ein psychiatrisches oder ein sonstiges Fach- 
krankenhaus mit mehr als 150 Betten handelt, 
mindestens über eine Abteilung für Innere Me- 
dizin, Chirurgie sowie Gynäkologie, Psychiatrie 
oder ein anderes Fachgebiet verfügt,“. 

Die Fassung des Regierungsentwurfs soll sicher- 
stellen, daß das Krankenhaus, mit dem die Kran- 
kenpflegeschule verbunden ist, selbst über eine be- 
stimmte Mindestausstattung verfügt. Es muß ver- 
mieden werden, daß insoweit unzulänglich ausge- 
stattete Krankenhäuser Krankenpflegeschulen be- 
treiben, die die praktische Ausbildung überwiegend 
durch andere Krankenhäuser vermitteln lassen 
müssen. An diesem Grundsatz soll festgehalten 
werden. Die Bundesregierung folgt dem Vorschlag 
des Bundesrates insoweit, als bei psychiatrischen 
Krankenhäusern und bestimmten anderen Fach- 
krankenhäusern auf das Erfordernis verzichtet 
wird, daß sie über bestimmte Abteilungen verfügen 
müssen, zumal die Erfüllung dieser Voraussetzung 
bei den genannten Krankenhäusern auf unüber- 
windbare Schwierigkeiten stoßen könnte. 


3. Zu § 6 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nach Maß- 
gabe der folgenden Formulierung zugestimmt: 

„§6 

Vorausetzung für den Zugang zu einer Ausbil- 
dung nach § 5 Abs. 1 ist die Vollendung des sieb- 
zehnten Lebensjahres und die gesundheitliche Eig- 
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nung zur Ausübung des Berufs. Weiter ist Voraus- 
setzung: 

1. Der Realschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung oder eine andere abgeschlossene 
zehnjährige Schulbildung, 

2. der Hauptschulabschluß oder eine gleichwertige 
Schulbildung, sofern der Bewerber 

a) eine mindestens zweijährige Pflegevorschule 
erfolgreich besucht hat oder 

b) eine Berufsausbildung mit einer vorgesehe- 
nen Ausbildungsdauer von mindestens zwei 
Jahren erfolgreich abgeschlossen hat 

oder 

3. die Erlaubnis als Krankenpflegehelferin oder 
Krankenpflegehelfer besitzt “ 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen redaktionel- 
len Änderung wird zugestimmt, weil sie die Zu- 
gangsmöglichkeiten besser darstellt. 

Die vom Bundesrat bei Nummer 2 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa vorgeschlagene Einfügung 
„oder Berufsfachschule im Berufsfeld Gesundheit“ 
ist entbehrlich. Die Absolventen zweijähriger Be- 
rufsfachschulen fallen unter die Regelung in Num- 
mer 2 Buchstabe a des Vorschlags des Bundesrates 
und, sofern damit eine mindestens zweijährige Be- 
rufsausbildung abgeschlossen wird, auch unter die 
Regelung in Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb des Vorschlags des Bundesrates. Kürzere 
Ausbildungsgänge können aus Gründen des EG- 
Rechts nicht als Äquivalent für das fehlende zehnte 
Schulj ahr anerkannt werden. 

Die bisher für Krankenpflegehelferinnen und 
Krankenpflegehelfer bestehende Möglichkeit, ohne 
Hauptschulabschluß oder gleichwertige Schulbil- 
dung zur Ausbildung in der Krankenpflege oder in 
der Kinderkrankenpflege zugelassen zu werden (§ 8 
Abs, 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe d in Verbindung mit 
§ 14 e Abs. 3 des geltenden Krankenpflegegesetzes) 
soll beibehalten werden, um die Zugangsmöglich- 
keiten für diesen Personenkreis nicht zu verengen. 
Auch nach § 10 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzentwurfs des 
Bundesrates sind Ausnahmen vom Erfordernis des 
Hauptschulabschlusses beim Zugang zur Ausbil- 
dung in der Krankenpflegehilfe vorgesehen. 

4. Zu § 9 Satz 2 und § 10 Abs. 5 Satz 2 

(§ 10 Satz 2 und § 11 Abs. 5 Satz 2 des 
Regierungsentwurfs) 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der Be- 
griff der besonderen Härte auch im Verständnis des 
Bundesrates alle Fälle umfaßt, in denen unter Ab- 
wägung aller Umstände des Einzelfalles eine über 
die festgelegten Zeiten hinausgehende Anrechnung 
gerechtfertigt erscheint. 

5. Zu § 16 Satz 2 Nr. 1 

(§17 Satz 2 Nr. 1 des Regierungsentwurfs) 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es sich 
bei den „Ausbildungsveranstaltungen“ um alle Teile 


der Ausbildung handelt, die nach § 11 in einer Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung als Voraussetzung 
für die Zulassung zum Beruf geregelt werden 
kann. 


6. Zu § 18 

(§19 des Regierungsentwurfs) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun- 
desrates, die Probezeiten zu verlängern, im Verlauf 
des weiteren Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

7. Zu § 20 Abs. 2 Nr. 2 

(§ 21 Abs. 2 Nr. 2 des Regierungsentwurfs) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nach Maß- 
gabe folgender Fassung zugestimmt: 

„2. vom Schüler mit einer Kündigungsfrist von 
vier Wochen.“ 

Es handelt sich um die Angleichung an § 19 Abs. 2 
Nr. 2 des Entwurfs für ein neues Hebammengesetz 
in der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung, 
der die Bundesregierung zustimmt (vgl. Gegenäuße- 
rung zu Nr. 24 der Stellungnahme des Bundesrates, 
BR-Drucksache 447/83 — Beschluß — , BT-Druck- 
sache 10/1064). 

8. Zu § 20 Abs. 4 Satz 1 

(§21 Abs. 4 Satz 1 des Regierungsentwurfs) 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß zu der 
gleichlautenden Fassung in § 19 Abs. 4 Satz 1 des 
Entwurfs eines Hebammengesetzes (BR-Druck- 
sache 447/83, BT-Drucksache 10/1064) kein Be- 
schluß des Bundesrates gefaßt worden ist. 

9. Zu § 25 Abs. 2 

(§ 26 Abs. 2 des Regierungsentwurfs) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß § 9 Satz 2 und § 10 Abs. 5 
Satz 2 zitiert werden, da die in § 9 Satz 1 und in § 10 
Abs. 5 Satz 1 vorgesehenen Anrechnungen gesetz- 
lich vorgegeben sind und keiner behördlichen Ent- 
scheidung bedürfen. 

10. Zu § 27 

(§ 28 des Regierungsentwurfs) 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß die Fas- 
sung des § 27 des Entwurfs eines Hebammenge- 
setzes (BR-Drucksache 447/83, BT-Drucksache 
10/1064) von der vom Bundesrat für § 27 des Kran- 
kenpflegegesetzes vorgeschlagenen Fassung ab- 
weicht. 

11 Zu §29 

(§ 8 des Regierungsentwurfs) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß bei Annahme der von der Bundesregierung zu 
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§ 6 vorgeschlagenen Fassung (siehe II Nr. 3 dieser 
Gegenäußerung) in Satz 2 die Worte „Nr. 2“ durch 
die Worte „Satz 2 Nr. 1 und 2“ ersetzt werden. 

12. Zu § 33 Abs. 2 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß in § 28 Abs. 1 (§ 29 Abs. 1 des 
Regierungsentwurfs) die Worte „Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. September 1965 (BGBl. I 
S. 1443), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1568),“ durch 
die Worte „in § 33 Abs. 2 bezeichneten Fassung“ er- 
setzt werden. 

Es handelt sich um eine Angleichung des Wortlauts 
des Krankenpflegegesetzes an den des Hebammen- 
gesetzes (vgl. Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu Nr. 25 der Stellungnahme des Bundesrates zum 
Entwurf der Bundesregierung für ein neues Heb- 
ammengesetz — BR-Drucksache 447/83 — Be- 
schluß — , BT-Drucksache 10/1064). 


III. 

Hinsichtlich der übrigen Abweichungen zwischen 
der Fassung des Regierungsentwurfs und dem Ge- 
setzentwurf des Bundesrates spricht sich die Bun- 
desregierung für die Fassung des Regierungsent- 
wurfs aus. Sie läßt sich dabei von folgenden Überle- 
gungen leiten: 

1. Zu § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 10 Abs. 2 Nr. 1 

(§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 11 Abs. 2 Nr. 1 des 

Regierungsentwurfs) 

Da es sich um Schulen — wenn auch eigener Art — 
handelt, muß die Leitung durch die Unterrichts- 
schwester oder den Unterrichtspfleger im Vorder- 
grund stehen. Regelfall soll deshalb sein, daß eine 
Unterrichtsschwester oder ein Unterrichtspfleger 
eine Krankenpflege- oder Kinderkrankenpflege- 
schule allein leiten kann. Die anderen im Vorschlag 
des Bundesrates genannten und für eine — auch 
alleinige — Leitung der Schule vorgesehenen Per- 
sonengruppen (leitende Krankenschwester, leiten- 
der Krankenpfleger, Arzt) stehen dem Unterricht 
nicht so nahe und haben vielfältige andere Inan- 
spruchnahmen. Sie können zwar für eine Leitung 
vorgesehen werden, die sie jedoch grundsätzlich 
nur mit einer Unterrichtsschwester oder einem Un- 
terrichtspfleger gemeinsam ausüben sollen. Mit die- 
ser Maßgabe wird dem Vorschlag zugestimmt, auch 
die leitende Krankenschwester und den leitenden 
Krankenpfleger in die gemeinsame Leitung einzu- 
beziehen. Auf die vom Kultur ausschuß des Bundes- 
rates empfohlene Fassung der Nummer 1 — vgl. 
Nummer 7 der BR-Drucksache 384/1/83 — wird in- 
soweit verwiesen. 

2. Zu § 7 Nr. 2 

Die Ausbildung der Hebammen und Entbindungs- 
pfleger enthält nicht so viele krankenpflegerische 


Inhalte, daß eine Halbierung der Ausbildungszeit in 
der Krankenpflege gerechtfertigt ist. Der Regelung 
in § 8 Satz 2 des Entwurfs der Bundesregierung für 
ein Gesetz über den Beruf der Hebamme und des 
Entbindungspflegers (BR-Drucksache 447/83, BT- 
Drucksache 10/1064), die umgekehrt nur eine zwölf- 
monatige Verkürzung der Hebammenausbildung 
für Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinder- 
krankenschwestern und Kinderkrankenpfleger 
vorsieht, hat der Bundesrat zugestimmt (BR- 
Drucksache 447/83 — Beschluß — , BT-Drucksache 
10/1064). 

3. Zu § 11 Abs. 1 Satz 1 und § 11 Abs. 3 Satz 1 

(§ 12 Abs. 1 Satz 1 und § 12 Abs. 3 Satz 1 des 

Regierungsentwurfs) 

Da die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen auch 
bildungspolitische Belange berühren, soll die 
Rechtsverordnung im Benehmen mit dem für Bil- 
dungsfragen zuständigen Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft erlassen werden. Der ent- 
sprechenden Regelung im Regierungsentwurf eines 
Hebammengesetzes (§ 10 Abs. 1) hat der Bundesrat 
zugestimmt (BR-Drucksache 447/83 — Beschluß — , 
BT-Drucksache 10/1064). Im übrigen hat die Bun- 
desregierung vorgesehen, für die im Krankenpfle- 
gegesetz geregelten Berufe eine gemeinsame Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung zu erlassen (siehe 
BR-Drucksache 188/83). 

4. Zu § 11 Abs. 1 Satz 3 

(§ 12 Abs. 1 Satz 3 des Regierungsentwurfs) 

Für die Ausbildung der Krankenschwestern und 
Krankenpfleger ist die Ausbildung in der Psychia- 
trie insbesondere durch die Richtlinie 77/453/EWG 
zwingend vorgeschrieben. Die ausdrückliche Er- 
wähnung im Gesetz ist notwendig, um die Schaf- 
fung der erforderlichen Kapazitäten zu sichern. 
Eine Sollvorschrift reicht hierzu nicht aus. Für die 
Kinderkrankenschwester und den Kinderkranken- 
pfleger besteht kein Umsetzungszwang aus Ge- 
meinschaftsrecht. Insoweit würde die vom Bundes- 
rat vorgesehene Soll-Regelung genügen. 

Die Bundesregierung mißt der ambulanten Kran- 
kenpflege (Hauskrankenpflege) die gleiche gesund- 
heitspolitische Bedeutung bei wie der Bundesrat. 
Sie ist jedoch der Auffassung, daß es im Unter- 
schied zur Psychiatrie einer besonderen Erwäh- 
nung der Hauskrankenpflege in der Ermächti- 
gungsnorm nicht bedarf, da dieser Bereich selbst- 
verständlicher Bestandteil der krankenpflegeri- 
schen Ausbildung ist. Im Entwurf einer Ausbil- 
dungs- und Prüfungsordnung für die Berufe in der 
Krankenpflege (BR-Drucksache 188/83) wird die 
häusliche Krankenpflege sowohl im theoretischen 
und praktischen Unterricht als auch in der prakti- 
schen Ausbildung entsprechend berücksichtigt. 

5. Zu § 11 Abs. 3 Satz 3 

Eine besondere Erwähnung der häuslichen Kran- 
kenpflege erscheint auch im Rahmen der Kranken- 
pflegehilfe nicht erforderlich. 
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6. Zu § 12 

(§ 13 des Regierungsentwurfs) 

Das Wort „Wer“ muß durch die Worte „Der Träger 
der Ausbildung“ ersetzt werden, um bei der Fas- 
sung der §§ 13 und 14 des Regierungsentwurfs klar- 
zustellen, daß der Vertragschließende und derjeni- 
ge, der die Niederschrift über den Inhalt des Ausbil- 
dungsvertrages zu fertigen und zu unterzeichnen 
hat, identisch sind. Die zu § 11 des Entwurfs eines 
Hebammengesetzes (BR-Drucksache 447/83, BT- 
Drucksache 10/1064) vom Bundesrat vorgeschla- 
gene Fassung (Nr. 14 der BR-Drucksache 447/83 — 
Beschluß — , BT-Drucksache 10/1064) enthält eben- 
falls die Formulierung „Der Träger der Ausbil- 
dung“. 

7. Zu §§ 12 und 13 

(§§ 13 und 14 des Regierungsentwurfs) 

Der Vorschlag der Bundesregierung, der einerseits 
für den Vertragsschluß am Grundsatz der Formfrei- 
heit festhält, andererseits aber zu Beweiszwecken 
eine Niederschrift des Vertragsinhaltes vorsieht, 
wird am besten der Interessenlage der Parteien ei- 
nes Ausbildungsvertrages gerecht Er läßt auch ei- 
nen mündlichen Vertragsschluß zu und vermeidet 
für diesen Fall die Nichtigkeitsfolgen, die sich aus 
dem Vorschlag des Bundesrates im Hinblick auf die 
Vorschriften der §§ 125 und 126 BGB ergeben. Die 
Konzeption der Bundesregierung dient somit dem 
Schutz des Schülers. 


8. Zu § 13 Nr. 6 

(§ 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 des Regierungsentwurfs) 

Die Bezeichnung „Ausbildungsvergütung“ bzw. 
„Vergütung“ entspricht der üblichen Gesetzesspra- 
che bei Vorschriften über die Zahlung eines Ent- 
gelts im Rahmen der Ausbildung. Der Bundesrat 
verwendet im übrigen ebenfalls den Begriff „Vergü- 
tung“ (siehe § 17 Abs. 1 und Abs. 4) und hat zu § 12 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und zu § 16 Abs. 1 und 2 Satz 2 
des Entwurfs der Bundesregierung für ein neues 
Hebammengesetz (BR- Drucksachen 447/83 und 
447/83 — Beschluß — , BT-Drucksache 10/1064) die 
Bezeichnung „Ausbildungsvergütung“ übernommen 
bzw. ihr zugestimmt. 

Die Fortzahlung der Ausbildungsvergütung im 
Krankheitsfalle ist gesetzlich geregelt Durch den 
ausdrücklichen Hinweis könnte der Eindruck er- 
weckt werden, als wenn insoweit Änderungen zum 
Nachteil des Schülers möglich wären. In der Stel- 
lungnahme zu §§ 11 und 12 des Entwurfs der Bun- 
desregierung für ein neues Hebammengesetz (BR- 
Drucksache 447/83 — Beschluß — , BT-Drucksache 
10/1064) schlägt der Bundesrat selbst einen solchen 
Hinweis nicht vor (vgl. Nr. 14 der genannten Stel- 
lungnahme). 

9. Zu § 15 Nr. 2 

(§ 16 Abs. 1 Nr. 2 des Regierungsentwurfs) 

Im Interesse der Rechtsklarheit ist es notwendig, 
die Lehrbücher ausdrücklich in die übrigen Ausbil- 


dungsmittel mit einzubeziehen. Die Regelungskom- 
petenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 12 
GG, da es sich um ein arbeits rechtlich ausgestalte- 
tes Ausbildungsverhältnis handelt. In das Schulfi- 
nanzierungsrecht der Länder wird insoweit nicht 
eingegriffen. 


10. Zu § 20 Abs. 2 Nr. 1 

(§21 Abs. 2 Nr. 1 des Regierungsentwurfs) 

Die Kündigung eines Ausbildungsverhältnisses, zu- 
mal nach einer längeren Ausbildungszeit, ist für 
den Schüler eine schwerwiegende Maßnahme. Die 
rechtsstaatlich gebotene Abwägung unter Einbezie- 
hung der Interessen des Schülers kann dazu füh- 
ren, daß bei der Ausbildung in den Krankenpflege- 
berufen nicht in jedem Fall das Fehlen der Voraus- 
setzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 für die Zulas- 
sung zum Beruf gleichzeitig einen wichtigen Grund 
auch für die Kündigung des Ausbildungsverhältnis- 
ses darstellen muß. So sind z. B. Fälle denkbar, in 
denen zwar wegen der besonderen Belastung bei 
der dauernden Ausübung des Berufs die Erlaubnis 
nicht oder jedenfalls zur Zeit nicht erteilt werden 
kann, der Schüler aber in der Lage ist, die Ausbil- 
dung zu erwerben. In solchen Fällen sollte, um bei- 
spielsweise auch bestimmte Rehabilitationsmaß- 
nahmen zu ermöglichen, eine Kündigung des Aus- 
bildungsverhältnisses nicht möglich sein, wenn 
nicht ein wichtiger Grund dafür vorliegt. Der 
Schutz der Patienten, mit denen der betroffene 
Schüler während der praktischen Ausbildung in Be- 
rührung kommt, kann erforderlichenfalls durch ge- 
eignete organisatorische und sonstige Maßnahmen 
gewährleistet werden. 

11. Zu §30 

(§ 30 Satz 2 des Regierungsentwurfs) 

Die Regelung über die Rücknahme der staatlichen 
Anerkennung ist im Rahmen der Kompetenz des 
Bundes nach Artikel 74 Nr. 19 GG zulässig und 
sachlich geboten. Nach Auffassung der Bundesre- 
gierung sollen auch mit Rücksicht auf die EG nach 
Ablauf einer bestimmten Zeit alle Schulen die An- 
forderungen erfüllen, die sich aus dem Gemein- 
schaftsrecht ergeben. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die be- 
treffenden Ausbildungsstätten die nach dem neuen 
Krankenpflegegesetz erforderlichen Voraussetzun- 
gen fristgerecht erfüllen, da die Finanzierung nach 
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz die staatli- 
che Anerkennung der Schule voraussetzt. 


12. Zu § 28 Abs. 5 

Bei dem mit Absatz 5 vom Bundesrat eingefügten 
Personenkreis handelt es sich um Krankenpflege- 
helferinnen und Krankenpflegehelfer, die lediglich 
eine einjährige Ausbildung in der Krankenpflege- 
hilfe und damit die Erlaubnis nach § 14 a des gelten- 
den Krankenpflegegesetzes erworben haben. Diese 
Ausbildung entspricht weder der dreijährigen Aus- 
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bildung in der Krankenpflege noch der bisher die- 
ser gleichgestellten Ausbildung in den Sanitäts- 
diensten. 

Der Vorschlag des Bundesrates würde dazu füh- 
ren, daß ein bestimmter Kreis von Krankenpflege- 
helfern, die im Justizvollzugsdienst tätig sind, ohne 
weitere Voraussetzung die Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzentwurfs allein aufgrund einer be- 
stimmten Dienstzeit erhalten kann. Diese Regelung 
erscheint im Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz 
problematisch und wäre auch fachlich nicht zu ver- 
treten. 

Hinsichtlich der übrigen Abweichungen zwischen 
Bundesrats- und Regierungsentwurf, bei denen ein 
Festhalten an der Fassung des Regierungsentwurfs 


hier nicht ausdrücklich begründet wurde, behält 
sich die Bundesregierung vor, eine Begründung bei 
den Beratungen der Bundestagsausschüsse vorzu- 
legen. 


IV. 

Die Änderungen, die sich durch die Zustimmung 
der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bun- 
desrates ergeben, sind im wesentlichen redaktionel- 
ler Art. Sie haben keine wesentlichen materiellen 
Auswirkungen. Bezüglich der Kostenwirkungen der 
sich aus der Gegenäußerung ergebenden Änderun- 
gen gilt deshalb das in der Begründung des Ent- 
wurfs der Bundesregierung bereits Ausgeführte. 
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